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ZDG-Novelle 1980 über die bei der 
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gemachten Erfahrungen sowie über all­
fällige ÄnderungswünSChe. 

An den 

Nationalrat, 
z.H. des Herrn Präsidenten 
Anton BEN Y A , 
Dr. Kar 1 Renner-Ring 3 
1010 WIE N 

In Entsprechung des Artikels III der Zivildienstgesetz-Novelle 1980, 
BGBl.Nr. 496, beehrt sich die Bundesregierung, den folgenden Bericht 

über die bei Vollziehung des Zivildienstgesetzes gemachten Erfahrun­

gen sowie über Vorschläge betreffend eine Änderung dieses Gesetzes 

zu erstatten. 

I) Allgemeines: 

Die Bundesregierung hat dem Nationalrat bereits im Jahre 1980 über 

die Vollziehung des Zivildienstgesetzes und über Vorschläge betref­

fend eine allfällige Änderung dieses Bundesgesetzes zusammenfassend 

berichtet. Darüber hinaus hat der Bundesminister für Inneres dem 

Nationalrat Berichte über den Zivildienst und die mit diesem zusam­

menhängende finanzielle Gebarung für das Jahr 1980 und die Periode 

1981 - 1982 erstattet. Die folgenden Angaben beziehen sich daher, 

soweit nichts anderes ausgesagt wird, auf den Zeitraum 1.1.1980 -
31.8.1983. ' 

Um derngenannten Gesetzesauftrag entsprechen sowie umfassend be­

richten zu können, wurden vom Bundesministerium für Inneres die 

mit der Vollziehung des Zivildienstgesetzes hauptsächlich befaß-
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ten Stellen, insbesondere die kompetenten ZentralstelIen, Äm­
ter der Landesregierungen, Zivildienstkommission und Zivil­
dienstoberkommission, Rechtsträger anerkannter Einrichtungen 
sowie der Österreichische Bundesjugendring und die Österreichi­
sche Hochschülerschaft um ÄUßerung ersucht. 

Auf die eingelangten zahlreichen Stellungnanmen sowie die vom 
Bundesministerium für Inneres bei Vollziehung des Zivildienst­
gesetzes selbst gewonnenen Erfahrungen wurde im gegenständli­
chen Bericht Bedacht genommen, soweit eine Lösnng der aufge­
worfenen Probleme auf administrativem Wege nicht möglich bzw. 

eine Änderung des Zivildienstgesetzes erforderlich erschienen 
ist. 

I I) Zu den einzelnen Abschnitten des Zivildienstgesetzes wird be­
richtet: 

A) Zu Abschnitt I - Allgemeine Grundsätze (§§ 1 - 4): 

1) Erfahrungen in diesem Bereich: 

a) Befreiung von der Wehrpflicht - Alternativdienst: 

Wenn in der Vergangenheit auch immer wieder die Forde­
rung nach einem alternativen Zivildienst - ohne Ver­
pflichtung zur Glaubhaftmachung der Gewissensgründe vor 
der Zivildienstkommission - vorgebracht worden ist, so 
kann doch festgestellt werden, daß sich das im § 2 
Abs. 1 verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht der 
AntragsteIlung auf Befreiung von der Wehrpflicht und 
die dort enthaltene Regelung der Voraussetzungen der An­

tragstellung im großen und ganzen bewährt haben. Die-
se Belange sind auch in den für den gegenständlichen Be­
richt eingelangten Stellungnahmen - abgesehen von weni­
gen Ausnahmen - nicht in Frage gestellt worden. Für eine 
Abschaffung der Glaubhaftmachung von Gewissensgründen 
vor der Zivildienstkommission wurde, wie schon bisher, 
insbesondere seitens des Österreichischen Bundesjugend­

ringes und der Csterreichischen Hochschülerschaft plä-
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dierto Jiese Forderung hat sich je doc h bereits bei der 

parl2.!llentarischen Behandlung bzw .. schon bei der Regie­

rungsvorlage der Zivildienstgesetz-Novelle 1980 nicht 

durchgesetzt . Als Argwnent 6e:::;en eine solche Regelung 

ist immer wieder angeführt worden, daß eine solche Be­

freiung vom Wehrdienst gleichsam mittels Postkarte zur 

Schwächung der Einsatz- bzw. Verteidigungsbereitschaft 

des Bundesheeres führen könnte. Diese Möglichkeit wur­

de daher seitens der Militärs stets vehement abgelehnt. 

b) Tätigkei t s�eb��le für Zivildienstpflichtige : 

Die im § 3 Abs. 1 genannten ICri teri en, zu welchen Dienst­

leistungen die Zivildienstpflichtigen heranzuziehen sind, 

sowie die im § 3 Abs. 2 enthaltene demonstrative Aufzäh­

lQug solcher Dienstleistungen haben sich im allgemeinen 

bewährt .. Im Zusammenhalt mit den Bestimmungen des § 2 
Abs.2�tzter Satz sowie § 4 ist auch im hinreichenden 

Maße sichergestellt, daß Zivildienstpflichtige nicht zu 

Dienstleist�tngen herangezogen werden können, die der mi­

li tär'ischen Lande sverteidigung entweder direkt oder indi­

rekt zugeordnet werden können. Der im § 2 Abs. 2 le tz­
ter Satz enthaltene Hinweis, daß der Zivildienst außer­

halb des Bundesheeres zu leisten ist, wird außerdem auch 

durch die Verfassungsbestimmung des § 1 erfaßt, sodaß 

eine Abänderung nur durch einen Parlamentsbeschluß mit 

qualifizierter Mehrheit möglich wäre. Die von einzelnen 

Organisationen zum Ausdruck gebrachten diesbezüglichen 

Befürchtl.Ulgen sind daher unbegründet. Keineswegs kann 

jedoch daran gedacht werden - wie dies etwa von drei Zi­

vildienstpflichtigen in einer Eingabe an das Bundesmini­

sterium für Inneres angeregt worden ist - im § 2 Abs. 2 
letzter Satz nicht nur die Ausklammerung des Zivildien­

stes aus dem Bundesheer, sondern auch aus der Umfassen­

den Landesverteidigung zu verankern. Es :Lst vielmehr un­

ter Bedachtnabme auf die durch die Befreiung von der 

III-33 der Beilagen XVI. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 3 von 57

www.parlament.gv.at



- 4 -

Wehrpflicht aus Gewissensgründen gesetzten Grenzen e ine 

verstärkte Integration des Zivildi enste s  in das Konzept 

der Umfassenden Landesverteidigung, wie dies auch durch 
den geplanten Grundlehrgang angestrebt wird, möglichst 

zu fördern. Auf diese Weise sollen die Zivildienstpflich­

tigen aus einer bisweilen vorhandenen Außenseiterpo si­
tion herausgefUhrt und ihnen die Möglichkeit gebot en 
werden, sich auch im verteidigungspolitischen Bereich 

am gesellschaftlichen Ganzen zu beteiligen. In diesem 
Zusammenhang ist zu bemerken, daß auch im Bericht de s 

Innenausschusses über die Regierungsvorlage zu § 3 Abs. 
2 der oa . Novelle auf die in der Öffentlichkeit immer 

wieder aufgetauchte Forderung verwiesen worden ist, den 
Zivildienst in die Umfassende Landesverteidigung einzu­

binden und daß durch die AnfUgung des Begriffes "Son­

stige Tätigkeiten im Rahmen der Zivilen Landesverteidi­
gung "  an den Ausdruck "Katastrophenhilfe und Zivilschutz" 

dieser Forderung Nachdruck verliehen werden sollte. Aus 
diesen Gründen kann auch dem in einer Stellungnahme vor­
gebrachten Wunsch nach einer Streichung des Zivilschutzes 
und sonstiger Tätigkeiten im Rahmen der Zivilen Lande s­
verteidigung aus der Liste der im § 2 Abs .  2 angeführten 
Tätigkeit en nicht Rechnung getragen werden. Den diesbe­
züglich vorgebrachten BefUrchtungen eine s unmittelbaren 

Zusammenhanges mit der Militärischen Landesverteidigung 

sowie einer Heranziehung zu Hilfsdi ensten für den waf­

fentragenden Teil des Bundesheeres  kommt keine Berecht i­
gung zu. 

Zu dem von verschiedenen Seiten geäußert en Wunsch hin­

sichtlich eines verstärkten Einsatzes von Zivildienst­

leistenden bei Einrichtungen im sozialen BereiCh, ins­
besondere bei der landwirt schaftlichen Betriebshilfe 
etc., ist festzustellen, daß eine Zunahme der Zivil­

dienstplätze in diesem Bereich in den letzten Jahren 

zu regi strieren war. Insbesondere wurde die neu hinzu­

gekommene Einsatzmöglichkeit in der 1 andwirt schaft li-
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chen Betriebshilfe als sehr positiv bezeichnet. Zu dem 

bisweilen kritisierten Einsatz von Zivildienstleisten­

den bei Bahn und Post ist anzuführen, daß dieser nach 

dem derzeitigen Stand nur knapp 30 Prozent der gesam­

ten Zivildienstplätze beansprucht. Ein tatsächlicher 

Einsatz in diesem Bereich aber ist jedoch nur im be­

scheidenen Maße erfolgt. Jedenfalls bietet die in den 

§§ 3 und 4 enthaltene Regelung der Anerkennungsvoraus­

setzungen bzw. des Anerkennungsverfahrens eine geeigne­

te Grundlage nicht nur für e�en Ausbau der Zivildienst­

plätze im sozialen Bereich, der landwirtschaftlichen 

Betriebshilfe etc., sondern auch rar einen in einzelnen 

Stellungnahmen propagierten Einsatz von Zivildienstlei­

stenden im Bereich des Friedensdienstes bzw. im frie­

denspädagogischen Bereich. Wenn diese Tätigkeiten auch 

in der demonstrativen Aufzählung des § 3 Abs. 2 nicht 

enthalten sind, steht einer Anerkennung solcher Ein­

richtungen allerdings nur bei Zutreffen der sonstigen 

Voraussetzungen nichts im Wege (Gewährleistung einer 

dem Wesen des Zivildienstes entsprechenden Aus- und Be­

lastung sowie Einschulung, Leitung und Betreuung der 

Zivildienstpflichtigen), sodaß auch hier eine Änderxng 

der diesbezüglichen Bestimmungen nicht erforderlich er­

scheint. Was jedoch die geforderte Einbeziehung der 

Friedensforschung in die Dienstleistungssparten des Zi­

vildienstes betrifft, ist darauf hinzuweisen, daß die­

se Forderung bereits in der Regierungsvorlage des Zi­

vildienstgesetzes (Stammgesetz) unberücksichtigt ge­

blieben ist. Wie den Erläuterungen der erwähnten Vor­
lage zu entnehmen ist, würde dies eine im Verhältnis 

zu den Wehrpflichtigen sachlich nicht begründbare Be­

vorzugung bedeuten, weil die Belastung eines Friedens­

forschers kaum der eines Soldaten vergleichbar wäre. 

Außerdem sei der Begriff Friedensforschung derart un­

bestimmt und daher einer nachprüfenden Zontrolle durch 

die Höchstgerichte entzogen. An dieser Tatsache ist 
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se ither keine entscheidende Ände rung eingetreten. 

Zu den gleichfalls geforderten Ent wicklungshi lfeein­
sätzen bzw. Auslandseinsätzen von Zivildienstle iste n­
den ist nach wie vor auf die bereit s in den Erläute­
rungen zum Stammge set z gemac hten Ausführungen zu ver­
weisen, daß das Leis ten des öffentlich-recht lichen Dien­
stes im Ausland schwierige verfassungs- und völkerrecht­
liche Probleme aufwerfen und sich auch aus der Sicht 
de s Gleichheitssatzes  Schwierigke it en e rgeben würden. 
Der Auslandseinsatz von Angehörigen des Österreichischen 
Bunde sheere s  wird derzeit durch das Bunde s -Verfassungs­
gesetz übe r  die Entsendung österreichisc her Einhe iten 
zur Hilfelei stung in das Aus land auf Ersuchen inte rna­
tionale r  Organis ationen geregelt. Für e inen allfälligen 
künftig vorzusehenden Auslandseinsat z  von Zivildie nst­

pflichtige n müßte eine analoge ge setzliche Rege lung erst 
geschaffen we rden. 

c )  Zivildienstplätze bei ane rkannten Einricht ungen: 

Insge samt ist zur Platz situati on fest zust e llen, daß das 
Verhält nis der in den einzelnen Bunde slände rn insge samt 
zur Ve rfügung stehenden Zivildienst plät ze und der zu den 
Zuwe isungsterminen anfallenden Zivildienst le i stenden im 
we sent lichen ausge wogen ist .  Auch steht e in hinre ichen­
der Polster an Zivildie nstplätzen zur Verfügung. In An­
betracht dieser Tatsache und im Hinblick darauf, daß 
weder der Lande shauptmann noch das Bundes ministerium 
für Innere s die Möglichkeit haben, auf eine Antragste I­
lung nach § 4 maßgeblich einzuwirken bzw. e ine solche 

zu verhinde rn, ist man zur Ve rmeidung unnötiger Admini­
stration grundsät zlich dazu übe rgegangen, mit Rechtsträ­
gern von neu anerkannt en Einric htungen vorerst keine Ver­
träge abzuschließen. Der Einsatz von Zivi ldienstpflich­
tigen bei eine r  Einrichtung set zt voraus, daß ein sol­
cher Vertrag hinsichtlich der Vergütung vor einer Zuwei­
sung abge schlossen ist. 
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Die im § 4 dem Landeshauptmann aus den in den Erläute­
rungen � stammgesetz festgehaltenen Motiven (Berück­
sichtigung der Maxime des Art. 102 B-VG, besonderes 
Naheverhältnis des Landeshauptmannes zu den Einrich­
tungen seines Bundeslandes, Zuständigkeit des Landes­
hauptmannes mit den ihm nachgeordneten Bezirksverwal­
tungsbehörden zur behördlichen Überwachung der Einrich­
tungen) übertragene Zuständigkeit zur Anerkennung von 
geeigneten Einrichtungen sowie das im § 4 enthaltene 
Anerkennungsverfahren haben sich insgesamt bewährt. 
Diesbezügliche Änderungswünsche sind in den eingelang­
ten Stellungnahmen nicht vorgebracht worden. Abgesehen 
von kleineren Auffassungsdifferenzen - wie etwa hin­
sichtlich der Anerkennung von Einrichtungen im sozial­
pädagogischen Bereich, die jedoch in der Zwischenzeit 
auch bereits bereinigt sind - konnte nicht zuletzt auch 
durch die von der Zivildienstoberkommission im Anerken­
nungsverfahren abgegebenen Gutachten durchaus eine ein­
heitliche Linie in der Praxis des Anerkennungsverfahrens 
in den einzelnen Bundesländern festgestellt werden. Be­
züglich der konkreten Platzsituation wird auf die Aus­
führungen zu Abschnitt IIr (Pkt. c 1 lit. b) und die An­
lagen 1 und 2 verwiesen. 

2) Vorschläge für allfällige Änderungen des Zivildienstgeset­
zes in diesem Bereich: 

k eine. 

B) Zu Abschnitt Ir - Befreiung von der Wehrpflicht und WiderrUf 
der Befreiung (§§ 5. 5a und 6): 

1) Erfahrungen in diesem Bereich: 

a) Antragsrecht - Auswirkungen der durch die ZDG-Novelle 
1980 erfolgten Liberalisierung: 

Die Bestimmung des § 5 Abs. 1, die eine Liberalisierung 
des Antragsrechtes herbeigeführt hat, tritt ebenso wie die 
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Bestimmung des § 5 Abs. 6, die die Einrechnung von Zei­

ten des geleisteten Präsenzdienstes in den ordentlichen 
Zivildienst regelt, mit Ablauf des 30.11.1984 ex lege 

außer Kraft. Diese Befristung findet ihren historischen 
Hintergrund in der vom Gesetzgeber gewünschten Überprü­
fung dieses erweiterten Antragsrechtes nach einem be­
stimmten Zeitraum im Hinblick auf die gewonnenen Erfah­
rungen. Wie das vorliegende Zahlenmaterial beweist, ist 
jedoch das teilweise befürchtete starke Ansteigen der 

Anträge auf Befreiung von der Wehrpflicht nicht einge­
treten. So wurden 1980 insgesamt 4 011, 1981 4 041, 1982 
4 242 und 1983 bis zum 31.8. 2 857 Anträge auf Befreiung 
von der Wehrpflicht eingebracht. Von diesen Anträgen be­
trafen nach den Aufzeichnungen des Bundesministeriums für 

Landesverteidigung 1981 199, 1982 203 und in der ersten 
Hälfte des Jahres 1983 117 solche Antragsteller, die be­
reits ihren Grundwehrdienst geleistet haben. Das bereits 
in dem gemäß § 54 Abs. 3 dem Nationalrat vorgelegten Be­
richt für die Periode 1981 - 1982 angekündigte diesbezüg­
liche detaillierte Zahlenmaterial kann aus Anlage 3 ent­
nommen werden. Bezüglich der Aufgliederung der Zivil­
dienstwerber nach Berufszugehörigkeit bzw. Berufsvorbe­
reitung sowie nach dem Religionsbekenntnis wird auf die 
Anlage 4 verwiesen. Auf Grund dieser gegebenen Antrags­
situation kann jedenfalls festgestellt werden, daß kei­
ne Notwendigkeit besteht, von der in der ZDG-Novelle 1980 
im § 5 Abs. 1 und 6 festgelegten Konzeption des Antrags­
rechtes abzugehen. 

b) Auslegungsprobleme hinsichtlich des Antragsrechtes bzw. 
der Antragserfordernisse: 

Unterschiedliche Auffassungen bestanden bei den Senaten 
der Zivildienstkommission �ttelbar nach der ZDG-Novel­
le 1980 darüber, was unter dem im § 5 Abs. 1 Z 1 verwen­
deten Begriff "erstmalige Einberufung" zu verstehen ist. 
Durch ein Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes 
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(B 231/81) " "'ra'::> K� l ar;:;-pc,·;-c.llc- ,.-°e,,-: ;-c,: ',-:"" 
'TLA. '-' _ -b-- ';�-�.J':f1 -_ .... ,"' �. - " .... 

die ZUD :?�::�3"J1l2;dienst einberufen woz'ci;jrl slnu, ,1lesen 

dann jedoch infolge Aufschubr BefreiuEg oder aus sonsti ­

gen Gründen nicht angetreten habent ein neuerlicher Ein­

berufungsbefehl noch als erstmalige Einberuf"Lmg zum Grtlnd­

wehrdienst anzusehen ist und demnach in diesen E'ällen di e 

zehntägige lLl'1tragsf rist gi.l. t � DenxlOch wird erwogent die 

betreffende Bestimmung, die mit 'Nirkung vom 30 .. 11 .. 1984 
ex lege außer Kraft tritt Li....1"1c. dshsr ohnedie s neu be schlos­
sen werden muß, im Sinne der vom Vorsitzenden der Zivil­
dienstoberkommission gegebenen Anregung entsprechend neu 

zu f ormulie ren. 

Die Praxis hat weiters gezeigt, daß von den Antl�agstel­

lern relativ oft der im § 5 Abs. 3 enthalt8ne Hinweis 
auf das Erfordernis einer Darlegung der Gewissens��de 

nicht in der im Sprachgebra'uch üblichen Bedeutung ver­

standen wird, was in vielen Fällen zur ZUl"ückweisung des 

Antrages geführt hat. Aus diesem Gn.illd soll entsprechend 

einem Vorschlag des Vorsitzenden der Zivildienstoberkom­

mission anläßlich der LJ)G-Novell'3 1::)84 im § 5 Aus,. 3 aus­

drücklich das Erforderll..is einer e�Z�ß�ende,E; Darlegtlng der 

Gewissensgründe festgelegt werden .. 

c) Zivildienstleistung nach ert·a"h�e..!.. .. Abl.ELi� �'�ß.. . ..:l��:::l.m(� 
wehrdienste s (§ 5 Abs: .2,1..:. 

§ 5 Abs. 6 normiert für Zivildiens-cpflichtige;r die bereits 

den Grundwehrdi enst geleis t e t haben, dis 'Ter'pflichtung zur 
Leistung eines ordentlichen Ziv�ldis::lste8 in der Da.uer von 

mindestens 4 Monaten. Da dieser Bestimmung der Charakte r 

einer lex specialis im Verhäl'tni s  zur generellen Bestim­

mung des § 7 Abs. 1 (Verpflichtung zur LeifHung des ordent­

lichen Zivildi enstes bis zur Vcllendu..'1g des 3 5 .  Lebensj ah­
res) zukommt, ist die Heranziehung disser Zl.viliienstpflich­

tigen auch nach Vollen(iung des 35, Lebensj3.hre�1 gewahrlei­
stet " Infolge des hier zum rll::cagen kommenden A1.l31egungsprin­
zips "lex specialis derogat legi ge r:r:orali \� .3ind daher die 
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in der Stellungnahme des Bundesministeriums fUr Landes­

verteidigung geäußerten Befürchtungen, daß Wehrpflich­

tige kurz vor Vollendung des 35. Lebensjahres durch ein 

Konvertieren zum Zivildienst versuchen würden, sich ihrer 

noch nicht vollständig erfüllten TruppeDÜbungspflicht zu 

entZiehen, nicht gerechtfertigt. Da jedoch der § 5 Ab,s. 

6 ohnedies mit 30.11.1984 ex lege außer Kraft tritt und 

daher in der ZDG-Novelle 1 984 neu beschlossen werden muß, 
kann bei dieser Gelegenheit durch eine entsprechende For­

mulierung dieses Absatzes dem vom Bundesministerium für 
Landesverteidigung geäußerten Wunsch Rechnung getragen 

werden. Außerdem ist daran gedacht, bei der NeufassUDg 

des § 5 Abs. 6 zur Vermeidung von Auslegungsschwierig­

keiten die hier normierten Begriffe "Präsenzdienst" und 

"Grundwehrdienst" jeweils durch den Ausdruck "ordentli­

cher Präsenzdienst" zu ersetzen. 

Die im § 5 Abs. 6 verankerte mindestens viermonatige Zi­

vildienstleistung war aber auch Gegenstand mehrerer Ein­

gaben von hievon betroffenen Zivildienstleistenden, die 

sich durch diese Verpflichtung benachteiligt fühlten. Hie­

bei mußte einerseits darauf hingewiesen werden, daß eine 

Verletzung des in diesem Zusammenhang immer wieder zitier­

ten Gleichheitssatzes auf Grund des Verfassungsranges die­

ser Bestimmung nicht angenommen werden kann und daß diese 

Bestimmung nach den Intentionen des Gesetzgebers einem be­

fUrchteten Anreiz zum Überwechseln Wehrpflichtiger zum Zi­

vildienst entgegenwirken soll. Diese Wirkung konnte auch, 

wie die oben genannten Zahlen der von Wehrpflichtigen mit 

abgeleistetem Grundwehrdienst eingebrachten Anträge bele­

gen, im hinreichenden Maße erzielt werden. Bezüglich des 

in diesem Zusammenhang interessierenden Zuwachses und des 

Abganges an Zivildienstpflichtigen im Berichtszeitraum so­

wie des Standes an Zivildienstpflichtigen am Ende dieses 
Zeitraumes wird auf die Anlage 5 verwiesen. 
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d) Vereinheitlichung von Fristen: 

Das Zivild�enstgesetz enthält eine Reihe von Fristen, die 
von den im AVG 1950, aber auch in den materiell-rechtli­

chen Verwaltungsvorschriften enthaltenen Fristen erheb­
lich abweichen. Es sind dies die zebntägige Antragsfrist 

nach § 5 Abs. 1 Z 1, die einwöchige Vorlage frist nach § 5 

Abs. 4, die viermonatige Entscheidungsfrist nach § 6 Abs. 
4, die zweiwöchige Mitteilungsfrist nach § 6 Abs. 4 und 

die dreimonatige Antragsfrist nach § 6 Abs. 5 Z 2. Diese 

unterschiedlichen Fristen haben in der Praxis verschie­

dentlich zu Schwierigkeiten gefUhrt. Es ist daher beab­

sichtigt, in der ZDG-Novelle 1984 möglichst eine Verein­
heitlichung bzw. Anpassung dieser Fristen an die des AVG 

1950 herbeizufUhren. Die bisher einer solchen Vereinheit­

lichung entgegengestandenen Widerstände seitens des Bun­

desministeriums für Landesverteidung sind auf Grund einer 

diesbezüglichen Stellungnahme dieses Ressorts nunmehr aus­

geräumt. Es wird angestrebt, die Antrags- und Vorlagefri­

sten mit zwei Wochen und die Entscheidungsfristen mit 6 

Monaten festzulegen (siehe §§ 63 Abs. 5 und 7 3  Abs. 1 AVG 

1950). Durch diese Maßnahme würde auch einem vom Bundes­

ministerium für Landesverteidigung vorgebrachten Wunsch 

nach Verlängerung der im § 5 Abs. 4 normierten Vorlage­

frist sowie dem Wunsch der Zivildienstoberkommission nach 

Verlängerung der Entscheidungsf rist nach § 6 Abs. 4 ent­

sprochen werden. 

e) Widerruf der Befreiung von der Wehrpflicht (§ 5a): 

Die mit 1.12.1980 in Kraft getretene Regelung des Wider­
rufes der Befreiung von der Wehrpflicht auf Grund einer 

Erklärung des Zivildienstpflichtigen (§5a Abs. 1 und 2) 

sowie des amtswegigen Widerrufes(§ 5a Abs. 3) hat sich 

bestens bewährt und die vorher hinsichtlich des 1iiderrufes 
bestandenen Probleme beseitigt. Im Berichtszeitraum haben 

im Jahre 1980 13 anerkannte Zivildienstpflichtige auf das 

III-33 der Beilagen XVI. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 11 von 57

www.parlament.gv.at



- 12 -

Recht, Zivildienst zu leisten, verzichtet. Ihren diesbe­

züglichen Erklärungen wurde zunächst noch gemäß § 68 Abs. 

2AVG 1950 und ab 1.12.1980 aufgrund der oben genannten 
neuen Bestimmung Folge gegeben. Zur Anwendung des § 5a 

Abs. 3 (amtswegiger Widerruf) kam es in diesem Jahr noch 
nicht. Im Jahre 1981 kam es dann in 14 Fällen zu Erledi­
gungen nach § 5a (eine Aufgliederung nach den Absätzen 

1 und 3 liegt nicht vor). Im Jahre 1982 standen 17 Er­
klärungen nach § 5a Abs. 1 13 Widerrufe von Amts wegen 

(§  5a Abs. 3) gegenüber. Zum überwiegenden Teil erfolg­
ten die amtswegigen Widerrufe auf Anregung des Bundesmini­
steriums fUr Inneres. 

f) Mitteilung von Entscheidungen der Zivildienstkommission! 
Zivildienstoberkommission an die Militärkommanden: 

Seitens des Vorsitzenden der Zivildienstoberkommission 
wurde eine KlarsteIlung darüber angeregt, ob eine bloße 

Mitteilung des Verfahrensausganges an die Militärkomman­
den ausreichend sei, oder ob diesen Ausfertigungen der 
Entscheidungen der Zivildienstkommission /Zivildienst­

oberkommission übermittelt werden müßten. Eine klarere 
Fassung der diesbezüglichen Bestimmung im Sinne der der­
zeitigen Praxis (Mitteilung des Verfahrensausganges) im 
Rahmen der ZDG-Novelle 1984 ist beabsichtigt. 

g) Auskunftsbeschränkungen gegenüber der Zivildienstkommis­
sion/Zivildienstoberkommission bei Anfragen an das Straf­
register: 

Der im § 6 Abs. 7 ZDG enthaltene Hinweis auf bestehende 
Beschränkungen der Auskunftspflicht von Ämtern und Be­
hörden gegenüber der Zivildienstkommission/Zivildienst­

oberkommission betrifft derzeit insbesondere § 6 des Til­

gungsgesetzes. Diese Bestimmung bewirkt eine Auskunfts­
beschränkung bei ca. 68 % aller im Strafregister mit auf­

rechten Verurteilungen gespeicherten Personen, wodurch in 

diesen Yallen eine vollständige Entscheidungsgrundlage für 
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Bedacht 

:{ov81le 1 (�(30 ,"3.'J..f�8worfen wordeuli wobei jedoch eirle Aufhe­
bm::.g di8�:J(:::r AH��)ÜillX'tsbesch.r�.nku:ng nicht durchgesetzt wer­
de:c1. k''J11':''rJ.::2" 22i": ?'J.cE:3icht :.::.uf ci":.8 zu er.vartende }.nderuX1..g 
der Gssstzesl;:t{�:; � d.er Entwurf C}_!..'l8S Jugendgericb,1isgeset­

zes 198.3 sieht f2.ln8 'Ne i tere 3eschrä:1.kung der Auskllifte 

vor .. , 'ui .. :d die:38 "E'rage vor Era.rbei tung des 2ntwurfes einer 
ZDG-�Jo�n? 11c:: -: �k5!1· nt::uerliGD zu prüfen seL."1.. 

SOllSt3��r.:;.:::; ; 
�,'!\-ol,,,,,,,�,,::<,��-�,. 

vne lien.:. gcmdß �? 5t� Abs. 3 für die Periode 1981 und 1982 
,,-erg':: J.eg-ccr1. 3cr:::.c";o. "T;  der Zi Vildierlstkomrnission/Zi vildiellst-
obcrlccillI::Ü'3::3iGrl cm-;:;nor:o.m.en '!IercIen. k3.1m, ',vurde eiue 3.eihe 'Nei-
t,:;rt.?r 22cb.""S2fra.gen gek2..i:irt u.nd danli t e� ne Binhei tlich.kei t 
in der Rc-=ch1isprGchl.mg dieser beiden Behörden erziel1i. 

in diesem 3ereich: 
�_....,� ... _�'!too"r-_h."'t�.:.�WI 

a) i.._L\.�! ....... !J. Diec'38 BestÜ:U:rIlmg tri t"t mit JO 011 .1984 ex lege 

außer K::"'2.I�t l...m.d muß neu beschlossen werden. Bei dieser Ge-

ls;,-;�::c'l'l'':l-'v ist ei�e ?orn:rulierung vorgesehen, die den im oben 
erNLi.h.r:.·r_:���!. ��:.:ckenntnis des Verfassuugsgerichtshofes aufgezei.;-

ten Sachverha.:.L�� :ni tberücksichtigt � 

b) U��..:.._J,l DU1-ch die Einfüg...mg des Nürtes "elngehend" be­

züglic.h eier Dc..:clegu.lJ.C; der Gewissensgruruie 8011 das Zrforder­
ni "" e lllc.c hil-:l.!."lsic henden Antrags begriJ..:lCl1..L'1.g prj.�i3iert werden. 

c) 'Nahrlei.stete Mog-

geleü::;tetGIn Prrj,senzdienst a.uch D.ach 'follend:u .. n{'; rl..e:3 35 c 1e-
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bensjahres wird durch eine entsprechende Formulierung ver­

ankert werden. 

d) § 6 Abs. 1: Die Verpflichtung der Zivildienstkommission/ 

Zivildienstoberkommission zur Bekanntgabe ihrer Entschei­

dung an die Militärkommanden soll klarer definiert werden. 

e) § 5 Abs. 1 Z 1 und Abs. 4, sowie § 6 Abs. 4: Die hier ge­

nannten Fristen sollen vereinheitlicht bzw. an die Fristen 

des AVG 1950 angepaßt werden. 

f) § 6 Abs. 7: Die Beschränkung der Auskunftpflicht gegenüber 

der Zivildienstkommission/Zivildienstoberkommission soll 

aufgehoben bzw. gelockert werden. 

c )  Zu Abschnitt 111 - Ordentlicher Zivildienst (§§ 7 20): 

1) Erfahrungen in diesem Bereich: 

a) Einsatz von Zivildienstpflichtigen im ordentlichen Zivil­

dienst: 

Im Berichtszeitraum \�den insgesamt 10 811 Zivildienst­

pflichtige anerkannten Einrichtungen zur Leistung des or­

dentlichen Zivildienstes zugewiesen (siehe Anlage 6). 

Hinsichtlich der Zivildienstpflichtigen, die noch keinen 

Zivildienst geleistet haben, wird auf Anlage 7 verwiesen. 

Aus dieser ist zu ersehen, daß kein wesentlicher Rückstand 

an solchen Personen besteht. 

Um einen optimalen Einsatz von Zivildienstpflichtigen zu 

gewährleisten, bedarf es eines relativ aufwendigen Zuwei­

sungsverfahrens. Verschiedene Umstände, wie begründete An­

träge auf Aufschub des Antrittes oder Befreiung von der 

Leistung des ordentlichen Zivildienstes - meist vor, häu­

fig aber auch erst nach Versendung der Zuweisungsbescheide 

länger dauernde Krankheiten oder Verletzungen, Untauglich­

keit auf Grund amtsärztlicher Untersuchung, Auslandswohn-

; 
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sitz und Q�bekannter ill�fenthaltsort� Dihren dazu, daß 

eine relativ graDe Anzahl der für eine Zuweisung in Be­

trach� kommenden Zivildienstpflichtigen, tatsächlich 

nicht zum in Aussicht genommene�,sondern erst zu einem 

späteren Termin zugewiesen werden kann. 

Als besonders zeitaufwendig und arbeitshernmend hat sich 

dabei die Vollziahung des § 9 Abs. 3 letzter Satz (An­
bi eten von drei "Ersatzplätzen") ausgewirkt, weil die 

angebotenen Plätze längere Zeit reserviert werden müssen 

und sodann für eine Zuweisung nicht oder nicht rechtzei­

tig zur VerIUgt.L.YJ.g stehen.. Dieser Umstand sowie die Tat­

sache, daß Zuwe i mmgswUnsche in vermehrtem Maße nicht 

mehr auf anerkannte Einrichtungen, sondern entsprechend 

der Gliederung des Verzeica�isse s der gemäß § 4 anerkann­

ten Einrichtungen nach Dienstleist11l1gssparten geäußert 

werden!> lassen § 9 Abs .. 3 letzter Satz als entbehrlich 

erscheinen. ��ch den Entfall dieser Bestimmung könnte 

eine wesentliche Verwaltungsvereinfachung sowie eine 

Gleichzieh1.Ulg mit dem den Wehrpflichtigen nach § 23 Abs. 

1 Nehrgesetz 1978, BGBl.Nr. 180, zust ehenden Recht auf 

Äußerung von Einteilungswüuschen geschaffen werden. 

Die eingelangten Stellungnahmen sowie die ho. Erfahrun­

gen haben gezeigt, daß der Einsatz von Zivildienstpflich­

tigen Ln wesentlichen als sehr positiv und wertvoll emp­

fUnden wirde 

Hiefür spricht 2.uch die bisher anhaltende Tendenz, wo­
nach eine relativ hohe Zah.l ehemaliger Zivildienstlei­

stender als ehren- oder hauptamtliche Mitarbeiter im Ver­

band der Einrichtungen verbleiben. Gelegentlich auftre­

tende disz iplinäre Schwierigkeiten kOllnten, soweit sie 

nicht die Tatbestände des Abschnittes X (Str�estimmun­

gen ) erf'Ull ten, einverneb..mlich beige legt; werden. 

Um Zi vilciien�3tp:flichtige in mrzeren Zeiträumen zuweisen 

zu k(j:nr�en, i3t vorge seb.er... , begin.nend mi t Oktober 1984, 
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neue Zuweisungsrhythmen mit jeweils 4-monatigen Überlap­

pungszeiträumen zu schaffen (Zuweisungstermine Februar, 

Juni und Oktober). Dadurch wird einerseits der Verpflich­

tung der Bundesregierung gemäß § 10 Abs. 2 noch besser 

entsprochen, andererseits den Zivildienstpflichtigen eine 

erweiterte Dispositionamöglichkeit für die Leistung des 

ordentlichen Zivildienstes (insbesondere im �blick auf 

die Arbeitsmarktsituation), eröffnet werden. Im übrigen 

kann dadurch auch gewährleistet werden, daß Einrichtun­

gen auch während der Dauer des Grundlehrganges nicht auf 

eingeschulte und ausgebildete Zivildienstleistende ver­

zichten MÜssen. 

b) Zivildienstplätze bei gemäß § 4 anerkannten Einrichtun­

gen (Platzsituation): 

Am Ende des Berichtszeitraumes verfügte die Zivildienst­

verwaltung über 488 Einrichtungen mit insgesamt 4 673 

Zivildienstplätzen. Siehe hiezu die Anlagen 1 und 2. Aller­

dings kann diese Platzzahl kaum ausgeschöpft werden, weil 

einerseits Zivildienstpflichtige nicht in diesem Ausmaß 

zum Einsatz heranstehen und andererseits Rechtsträger weit 

(bis zu 50 �) unter ihrem Kontingent liegende Bedarfsan­

meldungen erstatten. Darüber hinaus können von den für 
eine Zuweisung verbleibenden Zivildienstplätzen weitere 

10-15 % infolge verschiedener während, zum Teil auch erst 

nach Abschluß des Zuweisungsverfahrens auftretender, den 

Einsatz hemmender Umstände (siehe oben Punkt a) nicht be­

setzt werden. 

Weiters ist festzustellen, daß in zunehmendem Maße jene 

Rechtsträger, die keine oder nur eine geringe Vergütung 

für die Beschäftigung Zivildienstpflichtiger (§ 41 Abs. 1) 

zu leisten haben, die Möglichkeit zur Erstattung von Be­

darfsanmeldungen weitestgehend oder voll ausschöpfen, wäh­

rend Rechtsträger, die eine höhere Vergütung leisten müs­

sen, einen geringeren bzw. überhaupt keinen Bedarf anmel­
den. Für den Fall, daß diese Tendenz weiter anhält, ist 
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mangels anderer geeigneter Maßnahmen beabsichtigt, die oa. 

Vergütung diesen Ge§?;cbenhei ten anzupassen. 

c) Amtsärztliche Untersuchtm,gen: 
-_ .... ,,_...... _ .... _-�- �. 

Die Heranz�ehung von Am�särzten, wie sie im Zivildienst­

gesetz in den §§ 9 Abs. 1, 12 Abs. 1 Z 2, 19 Abs. 2 und 

19a Abs. 1 vorgesehe n ist, ha.t bisher regional insoferne 

zu Schwierigkeiten geführt, als diese Ärzte nicht mit 

der gewünschten SCD�elligkeit und im erforderlichen Aus­

maß Zivildienstpflichtige untersuchen, allenfalls an 

ihre m  Krankenbett aufsuchen und Gutachten über ihre ge­

sund21.ei tlic:18 Eignung erstellen können . Fälle amtsärzt­

lichen L:.:i::schreit;ens ergeben sich insbesondere aus fol­

gend�n �nl�ssan: 

bei c.er sogenannten Einstellungsur:tersuchung: eine be­

friedigende Lösung in diesem Bereich wird im allge­

meinen nur in jenen I!'ällen 2:rreicht, in denen Zi vil­

di enstleistende bei Eirjichtungen des Österreichischen 

RotAn Kreuzes, bei Post und Bah� und bei Kr�enanstal­

ten eingesetzt sind ; 
bei behaupteten Leistungseinschränkungen fUr bestürnnte, 

von Zivildienstletstenden :cu e rbringende Tätigkeiten; 

bei sogenannten Kurzkrankenständen sowie 

bei erlittenen Arbeitsunf�llenq 

Zur Lösung dieses Problemes wird erwogen, in Anal ogie zu 

anderen Bereichen (Polizei-, Gendarmerie-, Betriebsärzte 

etc.) Vertragsärzte für den Zivildienst durch Sonderver­

träge �� verpflichten. 

d) BefreÜmg von der Ver-of1.1.�htun� zur Leistun,g bzw. Auf­

schub vom Antritt d8S ordentl.iccen Zivildienstes: 
-

Im Be ric hts zeitraum wurden .......... ...... .... .. . 
Befreiungsanträge , davon ......................... . 
positiv und • • • oA . . .. � • • • •  _ "'  • • • •• • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

Aufschubanträge, davon 

posi ti v t oehandeJ.. t: .. 
• • • • • • •  41 . . . .. . . .. . . . .. .... . 

487 
366 

4 1 32 
4 032 
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Die Anregung auf Befreiung von der Verpflichtung zur Lei­

stung des ordentlichen Zivildienstes aus öffentlichen In­

teressen wird überwiegend auf Grund der fehlenden Möglich­

keit einer kurzfristigen Ersetzung qualifizierter Mitar­

beiter oder auf Grund behaupteten generellen Personalman­

gels in einzelnen Berufszweigen eingebracht. Unter den 

Einschreitern dominieren Bundesdienststellen und private 

Unternehmer, die Aufträge dieser Stellen zu erfüllen ha­
ben. Die Befreiung von Lehrern war infolge der weitge­

henden Behebung des Lehrermangels nur mehr in wenigen Fäl­

len zu verfügen. 

Die Befreiung von der Verpflichtung zur Leistung des or­

dentlichen Zivildienstes aus besonders rücksichtswürdigen 

wirtschaftlichen Interessen wird überwiegend von Unterneh­

mern mit saisonbedingter Arbeitsauslastung und Inhabern 

von Kleinbetrieben beantragt. Die Befreiungen werden je­

weils für einen Zeitraum von 2-3 Jahren verfügt. 

Der Aufschub des Antrittes des ordentlichen Zivildienstes 

wird zum überwiegenden Teil von Zivildienstpflichtigen in 

Anspruch genommen, die einem Hochschulstudium obliegen. Die 

durchschnittliche Studiendauer beträgt 5 Jahre. Die Inan­
spruchnahme eines Aufschubes bis zur gesetzlichen Alters­

grenze erfolgt in Einzelfällen, so zum Beispiel bei Stu­

dienwechsel, nebenberuflichem Studium oder bei umfangrei­

chen Dissertationsarbeiten. 

An das ho. Bundesministerium ist seitens der katholischen 

Kirche der Wunsch herangetragen worden, ausgeweihte Prie­

ster, Personen, die auf Grund absolvierter theologischer 

Studien im Seelsorgedienst oder in einem geistigen Lehr­

amt tätig sind, Ordenspersonen, die die ewigen Gelübde ab­

gelegt haben und Studierende der Theologie, die sich auf 

ein geistliches Amt vorbereiten, ex lege von der Leistung 

des Zivildienstes zu befreien, weil dieser Personenkreis 

nach § 24 Abg. 3 des Wehrgesetzes 1978 sogar ex lege von 

der Stellungspflicht befreit ist. Es ist beabsichtigt, 
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diesem '.vullsch a11en1's1..!..8 ducc:-: =.;_���.J�,;'_:.; e.� r�'.:; ":' clcuc;n 

§ (13a) ;::'L c::;tT:;;:3prechen* ?'-TacD. ,i2n. DL:lLi.o.;.':':L,gen .",rI'ä.0..I'U..1'1.gen 

ist hievon nur ein verschwindend. k18i.cler 'J.:eil de!' 2i vil-
dienstpflichtigen betroffen. 

e) Nicht einrechenbare Zeiten, VersBtzurl,':8rl. von Zj-'fildienst-
_ q...-_ . - �  ___ .b-' __ �---=� ... 

le i st endent U:�_e I" bE�cwrl�n€:'��� .. � s.}�� v�l�_l ens � e ��r.._"r:�h�� b.:-, 
wesenhei ten, H�ein����;L .. --.:��g_ Zl�Y�ll�.�:::,.ht"� e���e� 
Bezügen: 

Bei den Verfügungen nichteinzt!.T'ecrmende:c Z8:.t'32:G. kon.tlte 

ein Rückgang verzeich..11.et werden .. In 0.8n Fälle� der vor­

sätzlich oder grob fa.b...rlässig verschu.l.deten Dienstabwe-

senheit ist es oft sch,;,vieri6� den BBY .. �is hi2i'ür Z�� er-

bringen. 

Die Fälle der Versetzungen von Z.ivildienstleistenden sind, 

gemessen an der Zahl der eingesetzten Zivildienstleisten­

den, als gering zu bezeichnen. Die 3estrebungerl nach Schaf­

fung von Mehrfaehtätigkeiten bei Einrichtungen haben dazu 

ge führt, daß vorübergehende Leistu .. nt�:,ej.w�cl'.�:';"i.nl�TE} 0"" ("n viel-

liehe Versetzungsgrilnde sir:;.d gesundhtn ;;liehe Gri.il1de und 

v.a. auf gröberen Disziplinw:L":;'r'ig��ei c:en beruhende l'ileldu..1'l­

gen des mangelnden Bedarfes durcn. die Rechtstre.ger. 

Unterbrechungen des Zivild.ier..st2s Nurden !l2.uptsachlich aus 

gesundheitlichen Gründen fieist; zu be6'lIlrl des Zlvildienstes 

(nach Einstellu..11.gsuntersuchilll.ge�"L) od.el� ir::. ;mscä:1..uß an er­

gebnislose Versetzungsversuelle ..rerfügt .. Die von einer Reihe 

von Trägerorganisationen i:'relid.llig dl.1J.·chgef'Uhrten Einstel­

lungsuntersuehungen haben sich iill Übl-]'f;en bewahr" .. 

Im Zusammenhang mit d2r al..lg8r.D.e:::';:wD. 'J(;.'�3ch12�c:lt'�ru(lg der 
'Nirtschaftslage ist eine schleppendere ;ier81.nbringur..g aus­

stehender Betrage festzustelleuQ 

III-33 der Beilagen XVI. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 19 von 57

www.parlament.gv.at



- 20 -

ger sowie der Umstand ,  daß ( gegenüber früheren Jahren ) 

jüngere , in der Führung daher problemlos ere Zivi ldi enst­

pflicht ige im ordentli chen Zivi ldi enst e inge setzt waren, 

auf de ssen Vollzi ehung p o s it iv ausgewirkt . 

f )  Grundlehrgang für Zivildi enstleist ende : 

Gemäß § 18a idF der ZDG-Nove ll e 1980 sind alle Zivi ldi enst­

leist en� mit Wirkung vom 1 . 1 . 1984 während de s ordentlichen 

Zivildienst e s  e inem Grundlehrgang zu unt erzi ehen , um ihnen 

insbe sondere die in den Einsat z fällen de s außerordent lic hen 

Zivildienst e s  benöügten grundsät zlichen Informat ionen und 
Fert igke it en zu vermitt e ln .  

Vor allem d i e  gegenüber dem Grundl ehrgang bestehenden Wi­

derstände s owohl e inze lner Z ivildi enstvere ine ( Organi sa­

t i onen )  als auch e iniger Re cht sträger von anerkannt en Ein­

richtungen haben dazu ge führt , das Inkraft tret en der Be­

st immungen über den Grundlehrgang um e in Jahr aufzusc hi e­

ben . Di e hie durch gewonnene Z e it soll insbe sondere dazu 

genütz t  werden , di e den vorange �t en Wi derständen zugrun­

de liegenden Bedenken durc h  e ine noch int ensivere I�orma­

t i on über Inhalt e ,  Ziele und Durchführung de s Grundlehr­

gange s auszuräumen . Im übrigen wird dadurch auch e ine we­

sent li c h  gründliC here Abwicklung der sehr arbe it sint ensi­

ven Vorbereitungen möglic h sein. 

Im Be streben nach möglichst e inhe itlicher und sinnvo ller 

Ge st altung de s Grundlehrgange s und Verwertung von in an­

deren Bereichen gewonnenen Erfahrungen haben umfangre iche 

Vorarbei t en, vornehmlich e ine Vie lzahl ge führt er Ge spräche 

mit Zentralst e lIen, Ämt ern der Lande sregi erungen , den wic h­

t i gst en Recht strägern, sonst igen in sc huli schen bzw . bil­

dungsmäßigen Be langen versi ert en Inst itut i onen ,  etc . ,  un­

t er Be dachtnahme auf di e Be stimmungen de s Z ivildi enst ge­

setz e s  s owie der Grundlehrgangs-Verordnung zu folgendem 

derz e it i gen Organi sat i onsstand geführt : 
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Die Grundlehrgänge sollen grundsätzlich int ernat amäßig 

pro Bunde s land in der j eweiligen Landeshaupt stadt oder 

deren näheren Umge bung durchgeführt werden . Nach einer 

bei der Bunde skammer der gewerblic hen Wirtschaft vom 

Bundesmini st erium für Innere s  in Auftrag gegebenen Stu­

die stellt e sich die dezentrale Organisationsform des 

Grundlehrgange s  als die kostengünstigere und rationel­

lere Variant e dar • .Mit der Durch.:fUhrung der Grundlehr­

gänge werden mittels eines bereit s  ausgearbeiteten Ver­

trage s nac h bürgerlichem Recht als geeigne t e  und bereit e  

Recht sträger insbesondere die Länder und die Lande sver­

bände des Öst erreichischen Roten Kreuz e s , teils alleine , 

teils in deren Zusammenwirken, betraut werden. Diesbe­

zügliche Zusagen liegen im wesentlichen vor . Eine noc h  

nicht be stimmt e  Anz ahl  von Grundlehrgängen wird durch 

die Zivildienstverwaltung ( Bundesmini sterium für Inne­

res) selbst durchzuführen sein .  Nach in S t el lungnahme n von 

Ämt ern der Landesregi erungen zu allfälligen Änderungen 

de s Zivildienstge setze s  vertretene� aber auch bei Be­

sprechungen mit einigen anderen Ämt ern der Landesregi e­

rungen zum Ausdruck gekommenen Auffassungen sollten in e r­

s t e r  Lini e die Länder mit der Durchführung von Grundlehr­

gängen für Zivildienstleist ende betraut werden . Die s er Um­

s t and sollt e im § 1 8a Abs .  2 entsprechend verankert wer­

den . 

Di e Lehr- und Le rnbehelfe für den Grundlehrgang werden 

unt er Bedachtnahme auf pädagogi sche und di dakt i sche Grund­

sät z e  und eine e inhe it lic he Ausbildung im ge s amt en Bunde s­

ge biet erarbeitet und vom Bunde smini st e rium für Inner e s  

zentral zusammenge faßt und in Druck gelegt werde n .  

Die Ausarbeitung erfo lgt in zwei S tufen . Di e e r st e , im we­

s ent l i c hen bere it s abge s c hlo s s ene Phas e  umfaßt haupt säc h­

l i c h  di e Ers t e llung e ine s Lehrp lane s ,  wo b e i vor all em di e 

v o r g e ge benen Grobz i e l e  zu verfe ine rn s ind , e ine S t o ffv e r­

t e i lung vor zunehmen i st und Le rninhal t e , Arb e i t smethoden 
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und anzuwendende Hilfsmittel näher darzustellen sind. In 

der zweiten Phase werden die Lehr- und Lernbehelfe erar­

beit et .  

Mit der Erst ellung dieser Unterlagen für die in der Grund­

lehrgangs-Verordnung ( §§ 3 und 4) genannten Lehrblöcke wur­

den fOlgende Pro j ektsgruppen betraut : Bundesminist erium 

für Innere s ,  Abt . 111/5 selbst ( Rechte und Pflichten der 

Zivildienstleist enden ) ,  Institut fUr Politische Bildung in 

Kooperation mit der Gesellschaft tuT Politische Aufklärung 

( Politische Bildung und Möglichkeiten gewaltfreiter Vert e i­

digung im Rahmen der Umfassenden Lande svert eidigung) ,  Zen­

tralschule des Österreichischen Rot en Kreuze s  ( Sanität s­

dienst ) ,  Zivilschutzverband ( Selbst schutz und Katastrophen­

schutz ) und Bunde sfeuerwehrverband ( Technische Hilfeleistung ) .  

Die Organisation des Grundlehrganges besteht im we sentlichen 

aus dem vom beauftragten Recht sträger mit Zustimmung des Bun­

desministeriums für Inneres zu be st ellenden Grundlehrgangs­

leit er , den Vortragenden sowie dem für eine geordnete Ad­

ministration sonst unbedingt notwendigen Personal , wie Lehr­

gangsbetreuer und Bürokraft . 

Die Vortragenden und Grundlehrgangsle iter werden beim Bun­

desministerium für Inneres zentral erfaßt . Sie sollen in 

der Reihenfolge der oa. Lehrblöcke insbesondere aus fol­

gendem Personenkreis kommen : Bedi enst ete der Ämter der Lan­

desregi erungen und des Bundesministeriums für lnnere s (Wi en ) ; 

Pflicht- und Berufsschullehrer und Personen aus der Erwach­

senenbildung; Personen aus dem Sanität sbereich ( insbesondere 

Österreichische s  Rot es Kreuz ) ,  aus dem Bereich de s Zivil­

schutzes  und der Feuerwehr .  

Eine regelmäßige ( jährliche ) seminarmäßige Schulung die s er 

Personen durch das Bundesministerium für Inneres ist vorge­

sehen. 

g )  Zivildi enst-Informationen : 

Das Verz e ichnis aller als geeignete Träger des Zivildi enste s  
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anerkannten Einrichtungen wird seit dem Jahre 1980 in ge­

ändert er Form, und zwar nach Dienstleistungsparten ( Art 

der zu erbringenden Dienstleistungen ) und innerhalb die­

ser nach Bundesländern geglie dert, veröffentlicht . Dies 

hat sich insoferne besonders bewährt , als Zuweisungswtin­

sehe vermehrt auf Dienstleistungsspart en bezogen geäußert 

werden (vergleiche die die sbezüglichen Ausführungen unter 

li t .  a) . 

Im Bestreben, die Informationsmöglicbkeiten für alle Wehr-, 

Zivildienstpflichtigen und sonstigen am Zivildienst inter­

e ssiert en Personen zu erhöhen, veröffentlicht das Bundes­

ministerium für Inneres seit dem Jahr 1982 periodisch "Zi­

vildi enst-Informationen" als Beilage zur von der General­

direktion für die öffentlic he Sicherheit des Bundesministe­

riums für Inneres  herausgegebenen Monat srundschau "Öffent­

liche Sicherheit " .  

Die im Rahmen der Zivildienstverwaltung im Jahre 1981 ge­

schaffene und mit 1 .9. 1983 weiter ausgebaut e "Informations­

und Beratungsstelle für den Bereich des Zivildienste s "  bie­

tet allen am Zivildienst Int ere ssiert en die Möglichke it einer 

raschen und unbürokratischen Information in allen telefonisch 

o der bei persönlichen Vorsprachen vorgebrachten Recht s- oder 

sonstigen Angelegenheiten des Zivildienstes . Sie erfreut sich 

gro ßen Zuspruches .  

h)  EDV-unterstützt e Administration des Zivildienstgesetzes : 

Die Be strebungen nach automationsunt erstutzter DurchfUhrung 

der Zivildienstverwaltung haben bisher zur Realisierung fol­

gender Pro jekt stufen gefUhrt : 

Im Rahmen einer Teilautomat isiarung der Arbeit sbereiche Kanz­

lei und Geschäft sstelle der Zivildienstkommission und der Zi­

vildienstoberkommission wurde im Jahre 1982 zunächst die EDV­

unterstützte Protokollierung aller Mat erienakt en der Zivil­

dienstverwaltung aufgenommen. Durch kanzlei techni sche Ver­

arbe i tung ist es  u . a. möglich, vom Bildschirm AuskUnfte über 

die Anzahl der Zivildi enstplätze , Dienstzeit und zu erbrin­

gende Tätigkeiten zu erhalten. 
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Im Jahre 1 983  wurde die automationsunterstützte Geschäfts­
führung der Zivildienstkommission und der Zivildienst ober­
kommission aufgenommen. Das Programm sieht die SpeiQherung 
�ämtlicher Antragst eller auf Befreiung von der Wehrpflicht , 
die Zuordnung des zur Ent scheidung über derartige Anträge 
berufenen Senates der Zivildienstkommission bzw. Zivildienst­
oberkommission, den Ausdruck sämtlicher Ladungen, der posi­
tiven Bescheide der ersten Instanz sowie der Verständigun­
gen der Militärkommanden vom Ausgang des Verfahrens vor . Da­
durch konnte eine wesentliche Verbesserung der Gesamtorgani­
sation der Zivildienstverwaltung erzielt werden. 

Die EDV-unt erstützte Zuweisung der Zivildienstpflichtigen 
zur Leistung des Zivildienste s  und Verrechnung der Bezüge 
sind pro j ektiert . 

2 )  Vorschlä�e für allfällige Änderungen des Zivildienstgesetze s  
in diesem Bereich: 

a )  § 9 Abs .  3 letzter Satz : ersatzlose Aufhebung. 

b )  Schaffung einer Be stimmung ( §  1 3a) über die Befreiung von 
der Verpflichtung zur Leistung des ordentlichen Zivildien­
ste s  für Zivildienstpflicht ige , die dem nach § 24 Abs . 3 

Wehrgesetz 1 978 ex lege von der Stellungspflicht befreiten 
Personenkreis angehören. 

c )  § 1 8a Abs .  2 :  Änderung in der Weise ,  daß den Ländern bei 
der Ü'bertragung der llirch.fU.hrung von Grundlehrgängen für 
Zivildienstleist ende eine Priorität einzuräumen i st . 

D) Zu Abschnitt IV - Außerordentlic her Zivildienst (§§ 2 1  und 2 1 a) :  

1) Erfahrungen in diesem Bere ich : 

a)  Einsatz im außerordentlichen Zivildienst : 

Im Bericht szeitraum war ein Einsatz von Zivildienstpflich­
tigen im außerordentlichen Zivildienst ( Elementarereignisse , 
Unglücksfälle außergewöhnlichen Umfanges und außerordentli­
che Notstände) nicht zu verfügen. Es kann daher über Erfah­
rungen bei der Vollziehung in diesem Bereich und hinsicht-
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lich der durch die ZDG-Novellen 1 980 und 1 982 im organisatori­
schen und bezugsrecht lichen Bere ich erfolgten Änderungen nicht 
berichtet werden. Am Aufbau der Organisation eines Einsatz e s  
im außerordentlichen Zivildienst wird laufend gearbeitet . In 
diesem Zusammenhang ist auch auf die mit der Generaldirektion 
der Post- und Telegraphenverwaltung hergestellten Kontakt e  
über die vordringliche Zustellung von den außerordentlichen 
Zivildienst betreffenden Zuweisungsbe scheiden �u verweisen .  
Ein allfälliger Einsatz in den im Zivildienstgesetz vorge­
sehenen Fällen ( §  2 1  Abs .  1 )  kann gewährleistet werden. 

b)  Durchführung von Übungen im Zusammenhang mit dem außerordent­
lichen Zivildienst : 

Gemäß § 2 1  Abs .  1 letzter Satz hat der Einsatz im außerordent­
lichen Zivildienst bei anerkannt en Einrichtungen zu erfolgen, 
die im besonderen Maße geeignet sind, die Erfüllung de s Zwek­
kes des außerordentlichen Zivildienstes zu gewährleist en .  Die 
vereinzelt von Zeit zu Zeit angeregt e  Durchführung von Übun­
gen, wie sie beim Bundesheer im Rahmen des außerordentlichen 
Präsenzdienstes ( §  2 9  Wehrge setz ) zur Heranbildung von Wehr­
pflichtigen für Kaderfunktionen sowie zur Erhaltung und Ver­
tiefung ihrer erworbenen Befähigungen erfolgen, ist im Zivil­
dienstgesetz nicht vorgesehen . Im Gegensatz zum Bundesheer 
werden nämlich beim Zivildienst die Kader( Führungs- ) funkt io­
nen durch geschult e  und erfahrene Organe der Einrichtung wahr­
genommen. Lediglich im Rahmen des künft ig während des ordent­
lichen Zivildienstes durchzuführenden Grundlehrganges i st 
festgelegt , daß im Zusammenhang mit der Ausbildung für den 
Sanität sdienst , den Selbst schutz und Katastrophenschutz sowie 
die Technische Hilfeleistung ausreichend praktische Übungen 
durchzuführen sind, die der Darbietung des Lehrstoffes in un­
mittelbarer Anschauung und der Ause Lnandersetzung mit den Er­
fordernissen der Praxis dienen. 

Auf Grund dessen wurden weder im Stammgesetz noch in der ZDG­

Novelle 1 980 verpflicht ende oder freiwillige Übungen vorge­
sehen, weil sie zu einer völligen Änderung des derzeitigen 
Systems des Zivildi enstes führen würden . 
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Seitens der EinBatzorganisationen wurde außerdem bereit s 

bisher die notwendige Einschulung der Zivildienstpflich­
tigen im Hinblick auf deren relativ kurze Einsatzzeit , die 
durch die bevorstehenden Grundlehrgänge weit er verkürzt 
wird, oft als schwere Belastung empfunden . Eine zusätz­
liche Heranzi ehung der Einrichtungen zum E�satz von Zi­
vildienstpflichtigen für Zivildienstübungen würde daher 
von den meisten Einsatzorganisationen als untragbar emp­
funden werden, sodaß die Abhaltung solcher Übungen - abge­
sehen von dem damit verbundenen erheblichen finanziellen 
Mehraufwand - auch von diesem Ge sicht spunkt aus nur sehr 
schwer realisierbar wäre .  

2 )  Vorschläge für allfällige Änderungen des Zivildi enstgesetz e s  
Ln diesem Bereich : 

keine . 

E )  Zu Abschnitt V - Pflicht en und Rechte des Zivi ldienstp�licht igen 
(§§ 22-37a) : 

1) Erfahrungen in diesem Bereich : 

a)  Di enstz eit der Zivildienstleistenden : 

Die im § 23  Abs . 1 sehr allgemein gehaltene Regelung der 
Dienstzeit der Zivildienstleistenden hat t eilweise Anlaß 
zu Beschwerden gegeben. Ursachen hiefür sind einerseits 
die sehr flexible Fassung die ser Be st immung, andererseit s 
die Vielschichtigkeit der Dienstz e it bei den Einrichtun­
gen, vor allem aber der Umstand, daß Einrichtungen, ins­
besondere des Öst erreichi schen Rot en Kreuz e s ,  Arbeiter-Sa­
mariter-Bunde s  Österreichs und aus dem Bereich der Alt en­
pflege , verschiedentlich einen we it über die Normaldienst­
z eit hinausgehenden Bedarf an Arbeitsleistungen haben. 

Aus diesem Grunde werden vom Bundesministerium für Innere s 
die bei den einzelnen Einrichtungen bes t ehenden Dienstzei­
t en j eweils erfragt und in Evidenz gehalten .  Im übrigen wird 
erwogen, durch Erlassung von die sbezüglic hen Durch�gs­
best�gen oder allenfalls Aufnahme e iner Verordnungser-
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mächtigung zur näheren Bestimmung der Dienstzeit im Rahmen 

der nächsten ZDG-Novelle eine Vereinheitlichung in diesen 

Belangen zu erreichen. 

Die durch die ZDG-Novelle 1980 in AnlehnUng an wehrrecht­

liche BestimwUlgen ge schaffene Regelung des § 2 3a ( Di enst­

freistellung für Zivildienstleistende ) hat , einem bes onde­

ren Bedürfnis Rechnung tragend, eine wesent liche Erleicht e­

rung bei der Admini stration des Zivildienstge setze s  gebracht . 

In gleicher Weise hat sich auch die Regelung des § 23a (Mel­

dung der Dienstverhinderung ) bewährt . 

b )  BezUge der Zivildienstleist enden : 

Die Frage der behaupteten finanziellen Ungleic hbehandlung von 

Wehr- und Zivildienstpflichtigen wird in der Öffent lichkeit 

immer wieder diskutiert . Es wird dabei aber regelmäßig über­

sehen, daß 

- ein Großteil der Zivildienstleistenden in den Genuß ver­

schiedener Barbezüge gar nicht kommt , weil die Recht strä­

ger der Einrichtungen für die Unterbr�g, Verp flegung, 

Bekleidung oder Reinigung der Kleider sorgen, 

die Zivildienstleistenden, die die vorgenannt en Barbezüge 

erhalten, mit diesen pauschal abge funden werden und die 

ihnen erwachsenden Kosten der genannt en Art zur Gänze aus 

diesen Beträgen zu tragen haben und 

die Erbringung eine s  individuellen Nachweises für dies e  

Kosten gegenüber der Pauschalabfindung zu einem erhebli­

chen Verwaltungsmehraufwand führen würde und man daher bei 

Erlassung des Zivildienstge setzes ( Stammge setz ) diesen Ge­

danken zwar erwogen ( z . B. Nachweis der Ko st en für angemie­

tete Unter� durch den Zivildienstleistenden anst elle 

des Quartiergelde s ) ,  jedoch wieder fallen gelassen hat . 

An dieser Tatsache hat sich seither nicht s  geändert . 

Hinsichtlich des Taggelde s ,  des Familienunterhalte s  und der 

Wohnkost enbeihilfe haben Zivildienstleist ende ohnedi e s  den 

gleichen Anspruch wie ·.Vehrpflichtige . 
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Bei Einrichtungen, in denen Zivildienstleistende zur Erbrin­

gung von Dienstleistungen in der Sozialhilfe , insbesondere 

im Rahmen der Landwirtschaft , einges etzt werden, sind Schwie­

rigke iten hinsichtlich der Vergütung der Ko sten für di e Fahr­

ten zwischen den Einsatz stellen der Einrichtungen und dem 

Wohnsitz bei den monatlic hen Familienheimfahrten aufgetret en .  

Die Ursache hiefUr liegt im wesentlichen in der ungenügenden 

Versorgung mit öffentlichen Verkehrsmitteln in diesen Berei­

chen. 

Hier muß noch abgeklärt werden, ob dieses  Problem rein ad­

ministrativ gelöst werden kann, oder ob hie für eine Sonder­

regelung im § 3 1  geschaffen werden muß . 

Die Auszahlung der den Zivildienstleistenden gebührenden Be­

züge über Konten der Österreichischen Post sparkasse hat sich 

bewährt . Allerdings wurde an dem Umstand, daß eine direkte 

Überweisung auf ein bereit s vor Antritt des Zivildienstes  

bestehendes Konto aus admini strativen Gründen nicht möglic h  

i st ,  verschiedentlich Kritik geübt . Von den Kritikern wurde 

j e doch übersehen, daß dem im § 32a genannt en Bezugskonto le­

diglich die Funktion eine s sogenannt en Abwicklungskont os  zu­

kommt . Jedem Zivildienstleistenden steht es  selbstverständ-

lich frei , durch Erteilung eines Überweisungsauftrages 

eine Überweisung von diesem auf ein seinen persönlichen 

i�chen ent sprechendes Konto zu veranlassen .  Eine indivi­

duelle Bezugsauszahlung durch das Bunde sministerium für In­

neres würde zu einem enormen Verwaltungsmehraufwand führen. 

Im übrigen ist es bei der Zahlbarstellung der Bezüge der Zi­

vildienstleistenden und der damit zusammenhängenden Admini­

stration trotz zahlreicher Neuerungen in der Gesetzeslage 

zu keinen nennenswerten Problemen gekommen . Zur Bewältigung 

dieser Aufgaben war jedoch ein erhöhter Arbeitseinsatz er­

forderlich. 

c )  Kranken- und Unfallversicherung dar Zivildienstleistenden : 

Die Regelung des § 1 38 Abs . 2 lit f ASVG, wonach Zivildienst­

leistende vom Anspruch auf Krankengeld ausgeschlossen waren, 

fUhrte in der Praxis vereinzelt in solchen Fällen zu Härt en, 
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versehen, sofern diese �age nicht administrativ gelöst wer­

den kann und 

c )  Aufuahme einer Bestimnmng im § 3 1  über den Anspruch auf Fahrt­

kostenvergütung für die Reisebewegung zum und vom Grundlehr­
gang . 

F)  Zu Abschnitt VI - Pflichten des Recht strägers der Einrichtung und 
seine finanziellen Beziehungen zum Bund sowie Pflicht en des Vorge­

setzten (§§ 38-42 ) :, 

1 )  Erfahrungen in diesem Bereich : 

a) Einschulung der Zivildienstleistenden und deren angemessene 

Beschäftigung (§ 38) : 

Die Belehrung der Zivildienstleistenden über ihre Recht e und 

Pflichten und die Einschulung ( Fortbildung )  derselben erfolgt 

j e  nach der Art der vom Zivildienstleistenden zu erbringenden 
Tätigkeit nach einem vom Recht sträger mit Zust� des Bun­

desministeriumß für Inneres festgelegt en Einschulungsprogramm . 
Die diesbezüglichen Erfahrungen haben gezeigt , daß dort , wo 
diese Einschulung vom Recht sträger ernst genommen und sorg­

fältig durchgefUhrt wird, viel weniger Schwierigkeiten beim 

Einsatz der Zivildienstleistenden auftreten. Eine Reduzierung 
der Inhalte und der Dauer der Einschulung von Zivildienst­
pflichtigen wird nach Inkrafttreten der Bestimmungen über den 
Grundlehrgang erfolgen, weil in diesen Lehrgängen Inhalte vor­
gesehen sind, die derzeit im Einachulungsprogramm enthalt en 
sind . 

Im Bericht szeitraum ist dem Bundesminist erium für Inneres  kei­

ne Klage bekannt geworden,  daß Zivildienstpflichtige nicht an­
gemessen beschäftigt worden wären . Dies dürfte nicht zuletzt 

auch darauf zurückzuführen sein, daß die Rechtsträger von an­
erkannten Einrichtungen in der Regel eine angemessene Vergü­

tung fUr den Einsatz von Zivildienstleistenden an den Bund zu 
entrichten haben. 

b )  Finanzielle Beziehungen der Recht sträger anerkannter Einrich­
tungen zum Bund (Verträge nach § 4 1 ) :  
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Mit Stichtag 3 1 . 3 "  : 98 3  b e s t anden C 2. $  , .. ' _ _  i' ..:; :r'-c[· tL,�;= z a i 3C hen 
dem Bu..nd und den Recht strsgel�:..�. (:J:le rkalnl'�; 2r E : n.C' j. :; �ltUr.:.g en über 
di e sich ;:::.u s iem Einsatz von Zivi l di e ns t pflic ht i ge n  erge ben­
den gegenseitigen finat'l ... '3iellen Bez i ehl,mgen. .. S e i t  Juli 1 98 3  

werden bis auf weiteres grunds ät z li c h  k e ine Verträge mit 
Recht strägern neu anerkannt er E inr i c htu:tlgen meh.r aog e s c hl o s ­

sen,  weil zur Zeit in allen BUilc2 s 1ändel"'TI aUSl' e i C l:lend Z i  vi l­
dienstplätze be s t e hen .. Di e Vergüt1.U1g de s Re c ht strägers an den 
Bund gemäß § 4 1 Abs .. 1 ge stal !3 t�t sich unt erschi e tllich und rich­
t et sich insbesondere nach U. 6:.i!. 'iiert l' den die Di ens t l e i stung 

für den Recht sträger hat .. Im Durchsc hni t t  b e trägt di e s e  Ver­
gütung je Zivildienstleistenden/Monat , hinsicht lic h der in 
den Jahren 1 97 5  bis 1 982 abge s c hl o s s enen Verträge rund S 3 7CO , -- . 

Dieser Durchscbni t t  kOll...'lte hinsicht lic h der im Z e i  tratilll vom 
1 . 1 e 1 98 3  bi s 3 1 e 8 . 1 98 3 abgeschlo ssenen Verträge zugLUlsten de s 
Bundes auf rund S 4 000 , - erhöht werden ... Hinge gen konnte 'Näh­
rend der gleichen Vergleichsz eiträuro.e di e durchschnittliche 
Vergütung für das dem Z ivildi ens t le i st enden be ige st e ll t e  ei­
gene Quartier de s Rec ht strägers s ow i e  für d.i e Be i st e ll1L1J.g der 
vollen Verpflegung zugunsten de s Blli"1.de s  von j ewe ils rund 
S 1 000 , - auf S 860 , - bzw � v o:c, S 1 c�O O , -'- (:Ll , r =3 � ;;: CC , ,� 63-
senkt werden . 

Mit Einführung de s GrJ.ndle hrga:c .. ge s für Z i  v i l d:" C:l:.3 t; l. e i s t ende 
wird die vom Bund fUr d i e  Ein s c hulu.ng 1..Uld For�� tJ i l cll.12lG d e r  Zi­
vildienstpflicht igen be i d e r  Eim'ic!:J."Gung ( . .'"r b e it splaJ:z ) zu 
leistende Vergütu.'lg L1J.folge der erv'lähnt en Verkül'zu::lg der 

Ausbildungsprograrmne in allen Verträgen hel'abge s 0 t 7.:. -G wer­

den . 

c )  Übertragung von *�e!? BundesmiIli s t e rium r-ir TY'..r: S l" 8 S �.2.kiegenci..7ß 
Verwal tungsaufg��!!..:. 

Die Administrat ion des Zivi ldi ens t e s  erfolG� III j S � 8rreich ab­

gesehen von den .4.gende:c. der Zi vild.i e!'l s t i�olilnÜ 3 ;3 i o.c./Z i v i l di ens t ­

oberkomrni ssion derz e i t  im we s ent l i c hen z e ntral durG h  das Bun­
de sministerium :für Lrme re s " Nur e ini ge wenige Verwaltungsauf­
gaben werden ber e i t s  j e l; zt auf Grund eie s  Z i v i, 1d. i i�n3t ge s e tz e s  

bzw .  von Verordnungen von den Rec ht stra6ern a.c.erkannt er Ein-
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richtungen bzw . durch die Einrichtung selb s t  be sorgt ( Ein­
schulung und Ausbildung von Zivildiens t l e i st enden, Di enst­
antritt sme 1 dunge n , Dienst fre i st eIlungen etc . ) .  Die deut lic h  
sic htbar gewordenen Grenz en der z entralen Durchführung de s 
Zivildiens t e s  lass en den Ausbau der Übertragung von Verwal­
tungsaufgaben auf gr ö ßere Recht sträger gebot en ersche inen, 

wo für j e doch erst die rec ht lic hen Voraus se tzungen ge sc haf-
fen werden müßt en . Nicht zuletzt auc h  auf Grund der b e i  e i­
ner Di enstre i s e  leit ender Be amt er de s Bunde smini st eriums für 
Innere s in die BRD gewonnenen Erkenntni s s e  ersche int e ine s o l­
c he Maßnahme im Rahmen der zu erwart enden ZDG-Novelle 1 984 

zweckmäßig. Die Erfahrungen in der BRD haben nac h geme insa­
mer Auffassung der dort igen Verbände und der Zivildienstver­

waltung zu e iner we s ent lic hen Verbe s s erung und zur Erhöhung 
der Funkti onsfähigkeit de s Zivildi ens t e s be igetragen . Hie b e i  
könnt en den Rec ht strägern bei sp i e lswe i s e  fOlgende Aufgaben 
übertragen werden : 

Beratung von Zivildi enst pflicht i gen und Mitwirkung b e i  Be­
s e t zung von fre i en Zivildi enstplät z en, Übe�vac hung der Ein­
s t e llun� und Ent las sungsunt ersuc hung , Berec hnung und Aus­
z ahlung  von Bezügen für Zivi ldi enstle i st ende , Aus s t e llung 
von Be sche inigungen über den ge le i st et en Zivildiens t , Mit­
wirkung bei der Versetzung von Zivildienstle i st enden, Für­

sorge und Betreuung von Zivi ldi ens tleist enden . 

2 )  Vorschläge für allfällige Änderungen de s Z ivildi enstge s e t z e s  
in di e s em Bere ich : 

Schaffung der rechtlichen Vorausset zungen für die Übertragung 
von Aufgaben de s Bunde sminis t eriums für Innere s an ge eigne t e  
Trägerorgani sat i onen. 

G) Zu Abschnitt VII - Zivi ldi enstkommi ssion und Zivi ldi ens t oberkom­
mi s s ion (§§ 43-54 ) :  

1 ) Erfahrungen in di e s em Bere ich : 

a )  Tät igkeit der Zivi ldienstkommi s s ion : 

Die Zahl der S enat e der Zivildiens tkommi s s ion i st mit 1 . 1 .  
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1 9 8 1  :-luf 7 8 rhöht 'Norde n � S e i t  1 g e '�· i :3 t ne ben den al s  Vor­

s i  t z e nd e E  d .:_ c �'l e r  7 S enat e fungi e re nd e n  Bi, e ht e rn  noch e ir� 

we i t e re r  R::. c ht e :c ohn0 8 l ge ne r.. S enat b e i  pl J t zl i ch auft re­

t e nd e n  '/s rhiY1d e rung e n  e i ne s  S e nat 8 ',rors i t z enden und b e i m  

Abbal.�, de r 3 i. ch ins b e s onde re j ew e ,i_ � ,: zu d.en it1us t e rungs t e r­

mi n e n  e rgeb e r..d e n  Belastung s s p i  t Zf;; �l t ä.t i g . Mi t S t ic ht ag 
3 1  . 1 2 . 1 9 8 2  ',v8 :l. s t  die Zivildi enst kommi s s i on e ine n S t an,d 

von insge samt 1 6 1  Mi t gl i e de rn  auf . Von die s e n  gehören 8 
dem Ri c ht e rs t and an (Vors i t z ende de r 7 S enat e und e in we i­

t e r e r  R i c ht e r  für d i e  oben genannt e n  P äl l e ) , während di e 

2 6  B e ri cht e r s t at t e r  ( §  47 Ab s . 3 Z 2 )  dem Kre i s  de r recht s­

ktUld i. gen B e amt e n  d e s  Blli"lde smi ni s1; eriums für Inne re s ange­

h ö re n . Von den B e i sit z e rn  wurd e n  7 2  vom Bunde s j ugendring 

( §  47 Abs ", .3 Z 3 ) , 1 9  von der Bund e s kamme r  der gewe rbli­

chen 'Ni rt s c h af t  und 36 vom Ö s t e rre i c hi schen Arb e it e rkam­

me rt a g  ( §  47 Abs . 3 Z 4 )  e nt s e nde t . 

Im S mre 1 9 30 wt<.rden von de r Zivil die ns tkornmi s s i on 4 4 28 

Ve rf ; Üll'sn d'\..1.rch Be s c he i de ab ge schl o s s e n ,  und zwar 7 2  % 
durc h S : at t gebung , 1 7  % durc h Abwe i sung und � 1 �� durch 

Zurüc kwe i sung . Von den von der Zivildie ns tkommi s s i on im 

J ahre 1 98 1  ins gesamt e rl e di gt en 4 27 4 Anträgen e nt f i e l e n  

66 � auf Anerke��ungen , 20 , 2  % auf Abwe i sung en ,  1 1 , 9 % 
auf ZurU.ck:we i sungen,  1 , 6  % auf Zurüc kziehungen und 0 , 3 :'0 
auf Wide rrufe von Ane rkennungen . Be i den im J ahre 1 9 8 2  e r­

l edigt en 4 5 1 2  G e sc häft s fäll e n  ergab s i c h  fol gende s B il d :  

64 , 5  % Are rkelillungen ,  2 6 , 5  % Abwe i sungen,  6 , 4  % Zurückwe i­

sungen, 1 , 6  % Zuriic kziehungen , 0 , 5 % Widerrufe von Ane r­

kennLL�gen ; de r R e s t  ( 0 , 5  %) be traf ande re Erl ed i gungs ar­

t e n  (Ablehnung de s Wid e rruf e s , T od ,  Wiede raufnahme , Wie­

dereins e t zung e t c . ) .  

D i e  7 S e nat e de r Zi vildi e ns tkornmi s s i on führt e n  i m  J ahre 

1 9 8 1  an 2 � 4  T agen Ve rhandlungen durc h ,  und zwar 9 6  mal in 

{ h e n ,  3 3  mal in Linz , 29 !!laI in InT'iS b ruck , 2 <1  mal in Graz , 

· 3  m::.ü 1 n  3 2.1  z burg , 1 2  mal i n  Kl agenfurt '.me;, 7 mal i n  Bre­

f5enz .. �:n J ahre 1 9 8 0  nat t e r:  di e  d arcal s be S l e Lend e n  5 S e nat e 

Cl '1 ,) 1 h in " Q ". ,- ( .'l 4 al '  V' , 3 Cl l '  L . 2'7 l '  _. L. ) - <:�o -.:;  ... J. \ J  m l n  I l e n , } ma, l n  l.nz , · :na l n  

G raz , 24- �J.3.1 in Inns bruc k ,  1 3  mal ul .3 al z burg , 1 0  :nal in 

Kl 2.ge n:.c\lrt und j mal ln Bre genz ) ve rhande l t .  'I o n  den 240 
Ve rhandlungs t age n i m  J ahre 1 9 3 2  e nt f i e l en 1 28 auf W� e n ,  
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44 auf Linz ,  24 auf Innsbruck, 20 auf Graz , 1 2  auf Salz burg , 
7 auf Klagenfurt und 5 auf Bregenz . 

Im Jahre 1 980 hatten die Landeshauptmänner im Rahmen de s An­

erkennllngsverfahrens in 77 Fällen,  im Jahre 1 98 1  in 75  Fäl­

len, um die Erstattung von Gutachten nach § 4 Abs .  5 ersucht . 

Die meisten dieser Ersuchen konnten von der Zivildienstkom­

mission noch im selben Jahr erledigt werden. Die im Jahre 

1 98 1  unerledigten Akten wurden der nunmehr hiefür zuständi­

gen Zivildienstoberkommission zur Erledigung abgetreten . 

Außerdem fielen in den Jahren 1 980 und 1 98 1  bei der Zivil­

dienstkommission jeweils zwei Beschwerden nach § 37 an, die 

durch Erstattung von Empfehlungen an den Bundesminister für 

Inneres erledigt wurden. 

b )  Tätigkeit der Zivildienstoberkommission : 

Die Zivildienstoberkommission wurde gemäß § 43  Abs . 1 Z 2 

in Verbindung mit Art .  IV Abs .  1 Z 2 der ZDG-Novelle 1 980 

am 1 . 1 . 1 982 beim Bundesministerium für Inneres als Behörde 

nach Art .  1 33 Z 4 �VG errichtet . Sie hat mit diesem Tag 

ihre Geschäfte mit 38 Mitgliedern aufgenommen. Von diesen 

gehören 3 als Senat svorsitzende dem Richt erstand sowie 5 als 

Berichterstatter der recht sktmdigen Beamtenschaft des Bun­

desministeriums für Innere s an. Von den Beisitzern wurden 

1 5  vom Bundes jugendring ( §  47 Abs .  3 Z 3 ) ,  9 von der Bun­

de swirt schaftskammer ( §  47 Abs .  3 Z 4 )  und 6 vom Österreichi­

schen Arbeiterkammertag ( §  47 Abs .  3 Z 4 )  ent sendet . Bei die­

sen Kommisionsmitgliedern handelt es sich durchwegs um Per­

sonen, die auf eine langjährige Tätigkeit in der Zivildienst­

kommission zurückblicken und ihre dort gewonnene Erfahrung 

in die Zivildienstoberkommission einbringen können. Der Zi­

vildienstoberkommission sind im Jahre 1 982 insgesamt 540 Be­

rufungen zur Entscheidung vorgelegt worden. Hievon wurden 

bis 3 1 . 1 2 . 1 982 406 Akte erledigt . In 33 , 2  % der Fälle wurde 

der BerufUng Folge gegeben, und zwar in 1 9 , 7  % der Fälle 

durch Anerkennung der Antragsteller als Zivildienstpflich­

tige und in den übrigen Fällen ( 1 3 , 5  % )  durch Aufhebung des 

erstinstanzlichen Bescheides und Zurückverweisung der Sache 

an die Zivildienstkommission zur neuerlichen Verhandlung und 
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Znt scheidu..1'1g . jlj 

Di e re stlic hen Ge sc htift 3 i�1� � , �  

amt swegige .behebung de s Be s c !:le i dt; s  ,!. ,: i 'r J.ldi enstkommi s-

s i on gemäß § 6 8  AVG 1 9 50 ? " o.U, j: C,l' ''" . .  'e , ' , : �, ;:.:\.mb e 1x�e s  Devolu-

t i onsantrage s sowi e auf 2 Z\.Ll:.·ÜC>L ';:� �_ ,:, l': ' ; .. :';< :E::�"::. C� C: l' Bel'l.lilu:.g .. 

Aufgrund zwe i e r  .3e8chwerderl n:::. _ ;,, �; .:: f ,1i L;>-_::; n ::::Llpfehlungen 

an den Bunde smini st er für f'(}3 " t;:; -':' f:; �';  Ci; :' .c:c";; C o; C .. 

von den Lande shauptmäEnel�:' ! , <-. 

v-i e i  t er s  

Gut ac ht en nac h § 4 Abs .. 5 81"':3U;.:; lü ; ';'D C::'j_ s �3 er Er s'Uchen wur­
den erle di gt . Schließlich v'lil nLm n" K l:. �� S t  t::1 .. Lu.n;nabruen nac h 

§ 30 Abs .  1 und § 3 1  Alm .. 3 abgsge f�, c" ::l ., 

Aufgrund der bi sher gewOnrte:rler:. 

werden, daß sich di e E ini'Lilu1J .. Eg ,.l.S�:" ]Cl.-'l.:c"'Ullg ge gen Be sche ide 

der Zivildi enstkomrni s sion s e r.L:' be\', U!.l. l� !:.,st � 

S i e  hat zu e iner we i tge hend er� Kc::c,:L'cil�:.0.i. ':; ;7 "  (1:;;:::' Juclilcatur d e r  
Zivildi enstkommi s s i on - sowe :!.. t <i:1J; s e  ?�8c ht �3 fl� 2.ge:.J.. berührt -

be ige tragen . Durch di e Rec ht 3':Jrer:" :T' L '.. � :L::" c  -� j -.r5 1 "l.j, c;:2:� t 0b er­
kommi s s ion wurde ferner e ine g;2'Ni, :c:: :: ',:: ::� l s :i_ c i':U,:" jl"mi gk G i 't; in der 

Beurt e i lung der Ab'·ve ; Sl"", o·s'rl i ',I .-i ,:, C" l�" 'l t" '1 C1 r, ("' r : " ·_i vl_' l.ü'; p'.' lstkom-''f _ .. \.;l.j. �c) - • ___ ....... '-' "-' .� �_ J -' , �  .. .... "-- --. ... ...... � -

mi ssion in d i e  \Vege ge l e i t e t;  .. ..  .l.u:3s :.C'c :" [Il ��a.::::,::. 1" 3 ;;; w g 2 S t e l1t wer­

den, daß das Berufw:lgsrecht von d (::Yl A.1J::J :::" �J.gst 8 1Jern ?  deren An­
träge in erst er In3t a..l'lZ 801:.'- ,.; c'" "," :� :: ' .: , - ": ; ' \: :; :':: \' r j , S ;'� 8�''l ',V1 ;2.� d e n �  vo ll 

akz e pti ert und in der Rege l b t: s u�u ' c !:: t"'. 1.li 'D '.lßvc ll au sgeübt 
wurde . Das R e c ht smi tt e l  der " ""' : . , ::..�dc 6,:; gen rl.md 36 �{, 

s enden Be sche ide erg.r'iffen .. '.X :;" '�.:: ., � : ;:: :' . •  '. t� L .-' G  d.1 .. ":: All.Z aill der 

Be s c hwerden an d e n  V e r fas sung :;;ge:' :: J :; n t 2,� ö.O -::' :'-I:',c :.;. S inführm1g 

Zu der in der St e llUl1sIl;::1i:"" ue 

gendringe s angere gt en V 
fri st auf 30 Tage i S 'ij i' e s t l.� ;';' :F: ;; 
dem im Abschnitt I 

--, - - - ;J 

b'und e s ju­

Je ::�\..üUngs-

nach Ver-
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vorgesehenen Fristen zuw·iderl�en· würde . Auße rdem würde 

e ine solche von den Be sti�gen des AVG abweichende Rege­

lung ein besondere s  Bedürfnis im Sinne des Art . XI Abs . 2 
B-VG voraussetzen, was j edoch als nicht gegeben angesehen 

werden karm . 

c )  Beschlußfähigkeit der Senate :  

Die früher im § 48 Abs . 1 enthalten gewesene Be stimmung , wo­

nach zu einem Beschluß der Zivildiens tkommiss ion die Anwe­

senheit aller ständigen Senatsmitglieder erforderlich war, 

hatte sich als schwerfällig erwie sen und wurde diesem Um­

stand ,  auf welchen in den Jahresbericht en der Zivildienst­

kommission wiederholt hingewiesen worden war , in der � 
Novelle 1 980 Rechnung getragen .  Da nunme hr außer dem Vorsit­

zenden und dem Berichterstatter nur die Anwe senheit dre ier 

weiterer Senatsmitglieder für e ine Be schlußfähigkeit notwen­

dig ist , wurde eine wesentliche Milderung die ser Situati on 

erreicht . Für eine weitere Reduzierung der für eine Beschluß.­

fähigkeit notwendigen Anwesenheit auf lediglich insgesamt 4 

S enatsmitglieder (Vorsit zender, Bericht erstatter und 2 wei­

tere Mitglieder) , wie die s in der Ste llungnahme des Vorsit­

zenden der Zivildienstoberkommission angeregt worden i st ,  

würde sicherlich eine weitere Verbesserung bringen . Es wird 

j edoch derzeit keine zwingende Notwendigkeit gesehen . Bei 

allenfalls bezüglich der Beschlußfähigkeit auftretenden 

Schwierigkeiten müßte mit administrativen Maßnahmen das Aus­

langen gefunden werden können . Außerdem dürfte eine weit ere 

Reduzierung der für die Be schlußfähigkeit notwendigen Bei­

sit zer vermutlich auch auf den Widerstand de r Jugendorgani­

sationen stoßen, die ihren Einfluß auf die Ent sche idungen 

der Zivildienstkommis sion dann als nicht mehr hinreichend 

gewährleistet ansehen würden . 

d )  . Sitzungsgebühren für Beisitzer (§ 51 Abs . 2) : 

Die im Rahmen der ZDG-Novelle 1 980 erfolgte  Einführung 

der Sitzungsgebühren für die übrigen ständigen Mitgliede r 

der Zivildienstkommission kann auf Grund der diesbe zügli­

chen Erfahrungen als positiv beurteilt werden . Durch diese 
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Re gelung wi rd nunmehr e ine d e r  Le i s t��g d i e s e s  P e rs oner�re i­

s e s  ent s prechende Ve rgütung gewährl e i st e t . Gl e i c hz e i t i g  k o nn­

t e  hiedurch ab e r  auc h  di e B e s c hlußfähi gke i t  d e r  S e nat e ver­

b e s s e rt werd e n , da e s  nunmehr l e ic ht e r  geworden i s t , e inen 

Ersat z für aus gefal l e ne S e nat smi t gl i e de r zu b e komme n .  Zusam­

me n mit de r unt e r  Punkt c )  e rNähnt en E rl e i c ht e rung de r Be­

schlußfähigkeit de r Senat e konnt e auf d i e s e  We i s e  die G e ­

fahr , b e re i t s  anb e raumt e S i  t zu...'"1gen ve rt agen z u  mü s s e n ,  ',ve­

s e nt li c h  redu z i e rt we rde n . 

2 )  Vorschläge für allfäl l i ge Ände rungen de s Zivildie ns t  ge s e t z e s  

i n  die s e m  Bere i c h : 

k e ine . 

H )  Zu A b sc hni t t  VI II - Be hördl i c he Üb e rwac hung (§§ 55  un d  5 6 ) : 

1 )  E rf ahrungen in di e s e m  B e re ic h :  

Von den Üb e rwachungsbehörden wurden im B e ri c ht s ze i t raum keine 

im Zuge der Übe rwachung ane rkannt e r  E inri c htunge n  f e s t ge st ell­

t e n  gro b e n  Mänge l der den .Zivi ldiens tl e i s t e nd e n  und den Re cht s­

� rage rn de r E inrichtungen o bl i e genden P f l i c h t e n  ( Beri cht spfli c ht ) 

g e mä ß  § 5 5  Abs . 4 auf gez e igt . 

Auf Grund d e r  E rkenntni s s e  e in e r  D i ens tre i s e  l e it end e r  Be amt e r  

de s Bunde smini s t e riums für Inne r e s  i n  d i e  BRD e r s c h e int de r Ein­

sat z s ogenannt e r  ''Re gi onal b e treue r '' auc h  im Rahmen de r ö s t e r­

re i chi s chen Z i vi ldie nstve rwal tung zwe c kmäßi g . Di e Funkt i on von 

R e gi onalb e t reuern s ol l t e  in E rmangelung e i ge ne r  Unt e rb e hörden 

dari n b e s t ehe n ,  al s Außenbe amt e  de s Bunde smi ni s t e riums für In­

ne re s e in Ve rb indungs gl i e d  zwi s c he n  di e s e m  und den Zivil di e ns t ­

l e i s t e nde n ,  d e n  Re cht s t räge rn ,  de n ane rkannt en E inri c htunge n s o­

wi e d e n  Übe rwachungsbehörd e n  zu bilde n . D i e s e  P e rs one n s ol l t en 

zur Mi twirkung ins b e s ondere b e i  d e r  Durchführung de r Grundl e hr­

gänge , b e i  d e r  E insc hulung d e r  Zi vildie ns t p fl i c ht igen b e i  d e r  

E inri c htung ( Arb e it splat z ) , i m  Rahmen de r b e h ö rdl i chen Üb e rNa­

c hung d e r  den Zivildi e ns t p fl i c ht i g en auf Grund de s Zivildi e ns t­

ge s e t z e s e rNachs e nden Pfl icht en ,  s owi e zur s o zialen B e t reuung 

d e r  Zi vi l di e ns t l e i s t e nden, ähr� i ch wi e die s o ge nannt e n  "Be t reu-
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ungsoffiziere " im Bere i c h  der Mili t ärkommanden , eingeset zt 'vver­

de n .  Hiedurch könnte e inersei t s  eine Ent l as tung des Bundesmini­

st eriums für Inneres bei der Be'v�t igung von Verwal tungsaufga­

ben, andererseit s auc h  eine bürgernähere und unbürokrat i sc he re 

und somit rationellere und effizientere Verwal tung erre icht wer­

den . Eine vergleic hbare Inst itution i s t  im üb ri gen in der ö s te �  

reichi s chen. Recht s ordnung bei spielsweise i m  Rahmen des Weinge­

set ze s  ( sogenannte ''Kellereiinspekt orentt )  b ereit s verwirkl icht . 

2)  Vorschläge für all fällige Änderungen des Zivi ldiens tgese t ze s  in 

diesem Bereic h :  

Schaffung der rechtlichen Voraus set zungen für die Inst i tut iona­

l i s ierung von "Regionalbetreuern'· im Rahmen der Zi"vildienstver­

waltung . 

I )  Zu Abschnit t  IX - Finanzielle Gebarung des Bunde s (§ 57) : 

1 )  Erfahrungen in diesem Bereic h :  

Die finanzielle Gebarung i m  Bereich de s Zivildienste s  wei s t  im 

Bericht s zeitraum folgenden E rfolg aus : 

Gebarungs- Einnahmen beim Aus gaben bei den Abgang 
zeit raum finanzgeset zl .An- finanz gesetzl .An-

sat z  271 1 1 70 (ab s ät zen 1/1 1 1 77 
1 98 2  2/1 1 1 74 )  und 1 /1 1 1 78 

1 980 25 , 3 1 3 . 659 , - 1 35 , 45 2 .908 , - 1 1 0 , 1 39 . 249 , -

1 98 1  34 , 25 5 .700 , 1 4  1 74 , 307 .496 , 88 1 40 , 05 1 .79 6 , 74 

1 98 2  4 2 , 990 . 3 3 1 , 7 8  2 1 8 , 2 1 5 .505 , 0 3  1 7 5 , 225 . 1 7 3 , 25 

Jänner 34 , 1 94 .98 1 , 48 1 74 ,  35 2 . 37 1 , 05 1 40 , 1 57 . 389 , 57 AJJ..g . 1 983  

Wie aus diesem Zahlenmaterial hervorgeht , konnten auch während 

des Bericht s zei traume s  keine Übers c hüs se erzielt werden . Das Ab­

gehen von der Zwec kbindung de r Einnahmen aus der Zivildienst ge­

barung ( ZDG-Novelle 1 980 ) hat sich somi t al s ri chtig erwiese n . 
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in d i e s e m  Ber e ic h : 

ke ine 

J )  Zu Absc hni t t  X - S�.afbe st immung�n ( §§ 5 8  70 ) : 

1 )  Erfahrungen in die sem Ber e ic h :  

Im Beric h t sz e i traum wu..rden • 3 .. .  � � , '" �  � • • • • • • • • • • • • • • • • • • 3 90 
Anz e igen gegenüber Z ivi ldi enst p fl i c ht igen erstat t e t , 

1.llld zwar in . . . .. liIJ IP ,., ... io1II .. 19 • • •  dI • 19 • � .. 01 Q II!I . . .. . .  a • • • • • •  0 • • • • • .. • 1 0  
Fällen an die ört li c h  zuständ1.{sen Staat sanwalt sc haft en 

und in • • • • • • • • • e _ • • • • • � � • • • • 0 • • • • • • @ • • • � • • • • • • • • e • • • • • 38 0 
Fällen an die ört l i c h  zust ändi gen Be z irk sv e rwaltungs behöre n . 

Der Umstand ,  daß t r o t z  der im allgeme lnen ständig ste i genden 

Zuwe i sungsz ahlen e ine annähernd gle ichble i bende Anz ahl von An­

z e i gen zu verz e ic p.uen war , läßt au f e ine  grundsät z lic he V er­

b e s serung der Di enst d i sz i pl in schlie ßen .  

Geric ht lic h strafbare Handlungen von Zivi ldi enst l e i st enden 

wur den , wi e aus obigen Zahlen zu e r s e hen i st ,  nur sehr wenige 

ge s e t z t . Strafbar e  Handlungen nac h § 59  ( Snt z i e hen vom Zivi l­

d i enst durc h Herbe i führung gänz lic her oder  t e i lwe i s e r  Di enst­

unt auglichke i t ) s ind bi sher nic ht bekannt geworden . Der  Gro ß­

t e il der ge s e t z t en Verwaltungsübertre tungen ( § § 60 ff ) ergab 

s i c h  aus kurz fr i st i gem Fernble i be n  vom Di enst . Anz e i gen nac h 

den §§  6 7  ff ( Verst ö ß e  gegenüber Pfl i c ht en der Rec ht sträg e r  

d e r  E inr ic htungen lAnd d e r  Vorge s e t z t en ) s ind nic ht ange fal len . 

Eir-e Be rüc ksic ht i gung der s e i t ens e iniger Rec ht sträger erhobe­

nen Fordenlng nac h E inführung e ine s Di s z i plinarre c ht e s  für Zi­

v i ldi ens t l e i st ende ersche int al ler Voraus sic ht nac h nic ht e r­

forderlic h lli�d auc h  nic ht zwe c kmä ß i g ,  we i l  d i e  Z ivi ldiens t ­

l e i st enden zum Gro ßt e i l  in Organi sat i onen e inge s e t z t  s ind , b e i  

denen di e Handhabung e in e s  D i s z i p linarr e c ht e s  ähnlich j enem 

de s Bunde she e r e s ( He ere sdi sz i p l inarge s e t z ) nicht gewährle i s t e t  

ersche int . E s  i s t  d��er grund sät z li c h  n i c ht be �bs icht i gt , von 

der derz e i t i gen Konz ept i on der Ah..'1.dung von pe. i c h  tverlet zungen 

abzugehen . 

2 )  Vorsc hlä.ge für all:'ällige ;�nde !'1..L."lgs n  de s Z i  'li ld i enstge s e t z e s  

in d i e s em 3e re ic h :  

ke ine 
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K) Legistische Maßnahmen und generelle Wei �en im Bereich de r 
Zivildienstverwal�g: 

1 )  Novellen und Verordnungen zum Zivildie nstgeset z :  

a) Das Zivildienstgesetz wurde bisher viermal novelliert 
( ZDG-Novellen 1 980 , 1 98 1  und 1 982)  und durch drei Kund­
machungen von Erkenntnis sen des Verfassungsgerichtshofe s 
abgeände rt ( 1 977 und 1 980 ) . 

Auf Grund der im Zivildienstgesetz enthaltenen Verordnur�s­
ermächtigungen wurden neun Verordnungen zum Zivildienstge­
setz zum Teil erstmals (unter anderem die Verordnungen der 
Bundesregierung über die Ge sc häfts ordnung der Zivildienst­
oberkommission beim Bundesministerium für Inne re s und über 
die Einbringung, Behandlung und Erledigung von 'Nünschen 
und Beschwerden der Zivildienstleistenden sowie die Ver­
ordnung des Bunde sminist ers für Inne re s  im Einvernehmen 

mi t dem Hauptausschuß de s Nationalrat e s  über Art , Umfang 
und Dauer des Grundlehrganges )  , zum Teil neu erlassen (un­
ter anderem die Verordrn1ng der Bunde sregi e rung  übe r  die 
Geschäfts ordnung der Zivildienstkommi ssion beim Bunde smi­
nisterium für Inne re s sowie infolge Anpassung an gestiege­
ne Lebenshaltungskosten und das Verhältnis von Geldwert 
und Aufwand die Verordnungen de s Bunde sministe rs für Inne­
re s übe r  das Wasch- und Putzzeuggeld der Zivildienstlei­
stenden für die Pflege ihrer Kleidung und für den sons ti­
gen persönlichen Bedarf und tiber das Kleidergeld der Zi­
Vildienstleistenden) . 

b )  Gemäß Artikel V der ZDG-Novelle 1 980 treten die Bestimmun­
gen de s § 5 Abs .  1 und 6 mit Ablauf de s 30 . 1 1 . 1 984 außer 
Kraft . Zur Schlie ßung di eser Lücke und gleichzeitigen Be­
rücksicht igung von berechtigt en Änderungswünschen zum Zi­
vildienst ge setz  wird dem Nationalrat möglichst noch im 
ersten Halb j ahr 1 984 eine Regi erungsvorlage einer ZDG-No­
velle 1 984 zugeleitet werden . 

2 )  Wi ederverlautbarung de s Zivildienstgesetze s :  

Um einem im Innenausschuß des Nationalrates geäuße rten Wunsch 
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zu entsprechen sowie einen besseren Zugang zum Recht zu ge­

währle isten, wird das durch zahlreiche Novellie rungen und 

Kundmachungen bereits unübersichtlich gewordene Zivildienst­

gesetz im Februar 1 984 koordiniert mit dem Hee re sgebührenge­

setz wiederverlautbart werden . Ein Entwurf eine r  Wiederve r­

lautbarungskundmachung des Zivildienstgeset z e s  wurde be reit s 

erstellt und dem Bunde skanzleramt zugeleit et . 

3)  Durchführungsbestimmungen zum ·Zivildienstgesetz : 

Im Bericht szeitraum wurden eine Reihe von Durchführungsbe­

stimmungen an alle Rechtsträger von anerkannten Einrichtun­

gen über die finanziellen Ansprüche der Zivildi enstleist en­

den und über die Mitwirkung der Rechtsträger b zw .  der Ein­

richtungen und der Zivildienstleistenden bei Geltendmachung 

und Auszahlung derselben sowie hinsichtlich der bargeldlosen 

Auszahlung der Bezüge der Zivildienstleist enden über Kont en 

der Österreichischen Post sparkasse , weiters an alle Ämt er der 

Landesregierungen hinsichtlich Familienunterhalt , Wohnkost en­

beihilfe , Familienbe ihilfe und Vergütung der Unkost en für die 

Benützung der e igenen Wohnung und der damit zusammenhängenden 

Gebarung erlas sen . 

Die genannten Durchführungsbestimmungen haben we sentlich zu 

einer geordneten und transparenten Vollziehung de s Zivildienst­

gesetze s beigetragen . 

8 Anlagen 
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Anlage 1 

Anlage 2 

Anlage 3 

Anlage 4 

Anl age 5 

Anlage 6 

Anl age 7 

Anl age 8 

�E�}�i�.��?liliE�!;:"i�� 
zu Zahl � 94 ·1 0 3/22··� I II/5/8 3 

Ve r z e i c hni s b e t re ffe nd Ane rk enntmgen von E i nrichtunge n 

gemäß § 4 ZDG , Ve rt räge und Wide rrufe s ow i e  ange b o t ene 

Z i vi l d i e n s t p l ät z e  für d. i e  Zuwe i sung s t e rmi ne 1 . 2 .  und 

1 . 6 . 1 9 84 . 

Ve r z e i c hni s d e r  be s c h e j. dmäß i g  ane rka:nnt e n  Zi vildi e n s t ­

plät ze , aufge s c hlüs s e l t  nach Bunde s l ände rn und Di enst­

l e i s tu ng s s part en e 

Nach G e burt s j ahrgänge n der Ant ragst e l l e r  aufge gl i e de r­

t e s  V e r z e i c hni s de r Zivi l ä.i. e n s t anträge , d e r  S t at t ge­

bungen s ow i e  de r Ant ragst e l l e r  mit b e reits gel e i s t e t e m  

Grundwehrd i e ns t . 

Aufgl i e d e rung de r Zivi l d i ens twe rb er nac h B e ruf s zuge­

h ö r i gke i t  b zw .  Be rufsvorb e r e i tung s owi e nach dem R e l i ­

gi ons b e ke nntni s � 

S t ande sve r z e ichni s üb e r  21 vi l d i el: s t pfl i cht i ge für d e n  
Be richt s z e i t raum . 

Übe rs i cht ü b e r  d i e  z ahl e nmä ßige Zuwe i sung von Zivi l­

di ens t pfl i c ht igen ( ge o rdne t nac h  Bunde sl ände rn und Zu­

we i sungst e rminen ) .  

Zivil d i e n s t pfl i c ht i ge , di e n o c h  k e i n e n  Z i vi l di e ns t  ge­
l e i s t e t  hab en .. 

Üb e rs i c ht üb e r  all fäll ige Ände rung e n  de s Zi 'Ti l d i e nst­

ge s e t z e s  .. 
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Bunde s länder : Be sc h e i dmäßige 
Anerkennungen 
( +  Plät z e ) :  

Burgenland 22  ( 1 1 5 )  

Kärnten 45 ( 2 1 5 )  

N i e d e röst erre ich 57 ( 76 9 )  

Oberöst erre i c h  86 ( 6 58 ) 

Salz burg 34 ( 275 ) 

St e i e rmark 78 ( 4 34 ) 

Tirol 62 ( 380 ) 

V orarlberg 56 ( 24 8 )  

W i en 1 1 0 ( 2  3 1 2 )  

550 ( 5  406 ) 

u .  W i en ( au s sc h l i e ß  
l i e h  für tl .  o .  zn) 1 ( 50 ) 

5 5 1  ( 5  4 56 ) 

Anlage 1 

V E R  Z E I e H N I S Sticht ag :  3 1 . 8 . 1 983 

betre ffend Anerkennungen von Einric htun5en 
gemäß § 4 Ziv i l d i enstgesetz ( und Plät ze ) ,  
Verträge auf Einrichtungen bez ogen und 
Wid errufe ( und Plät z e ) sowi e angebot ene 
Zivi l d i enstplät z e  für die Zuwe i sungst ermine 

1 . 2 .  und 1 . 6 . 1 984 

'.'/i derruf der Derz e i t  be- De darf an Ziv i l-
Anerk ennungen s t e hende Ein- di enstp flichtigen 
( +  Plätz e ) :  ric htungen für d .  Zuwe i sungs-

( + Plät z e ) :  t e rmin 1 984 : 
1 . 2 .  1 . 6 . 

2 ( 5 )  20 ( 1 1 0 )  52 -

9 ( 1 6 )  36 ( 1 99 )  99 1 

9 ( 1 1 8 )  4 8  ( 6 5 1 ) 285 1 4 5  

9 ( 24 ) 77 ( 634 ) 380 1 07 

5 ( 1 3 )  2 9  ( 262 ) 1 39 3 

8 ( 1 7 )  70 ( 4 1 7 )  1 9 1 40 

2 ( 8 )  60 ( 372 )  228 6 1  

7 ( 2 3 )  4 9  ( 225 ) 1 67 1 1  

1 2  ( 55 9 )  98 ( 1  753 ) 6 54 1 1 6 

6 3  ( 783) 4 87 (4 62 3 )  2 1 95 4 84 

- ( - ) 1 ( 50 ) - -

6 3  ( 783 ) 488 ( 4  67 3 )  2 1 95 4 84 

Von Vert rägen 
erfaßt e Ein-
richtungen : 

. 
1 9  

33  

4 1  

6 9  

2 5  

58 

55  

4 1  

89  

430 

4 30 

• 
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D L  
� pa r tc  

1 

2 

3 

4 

5 
-

6 

7 

6 

9 
-

1 0a 

l Ob 

1 00 

n L  

V e r z e i chni s d e r  b e o c h e l dmUnle a n e rkann t e n  Z l v l 1 d l enetplätz e ,  

au fg e a c hlUs s e l t  n K c h  Dund e a l tl nd e rn  und Dl ens tl e l e tunga a parten 
• • • • • • • • •  a • • • • • • • • • • • • •  a . a  • •  a • • • • • • • • • • • • • • • •  • • • • •  • • • •  • • • • • • •  

D i e n s t l e i s tungen - B K N 0 S ST T V 

i n  Krank enan s tal t e n  2 3 - 39 1 2  25  30 2 1 )  
a u f  d em G ebi e t  d e s  R e t tunga- 30 4 5  ) 1 0 2?9 50 1 20 1 5 2 4 5 w e s e n s 

au r d em G e b i e t d e r  S o z i alhi lfe 1 3 5 2  7 3  1 8 2  . � 5  8 2  39 50 
nu f d e rn G e bi e t  d e r  Ka t s s t ro- 1 0  5 5  8 5 2 p h e nh l 1 f e u . d .  Z l v i l a c hu t z e o  _ .  - -

b e i  R e gu l i e run g u n d I n e ta nd- 4 - - - -h a l tung v o n  G e wU s s e rn  - - -
belil Öau , b e i  d e r  E rh a l tung - 2 u n d  R e i n i gung d e r  S t ru ß e n  - - 5 - - -
a u f  d em G e b i e t  d e r  P fl e g e  und 3 5 d e s S C hu t Z 8 0  d e o  Wn l d o s  - - - - 3 -

b e i  d e r Ab fa l l b e o e i t i gung - - - ' - - 4 - -

b e i  d e r  V e rma rkung d e r  
Dund e s r, r e n 7. e  

- - - . - - - - -- -
b e i  E i n ri c h tung e n  d e r  ÖSB 7 4 1  4 9  76 36 56 . � 3 2 5  
b e l  E i n r i c h tu n g e n  d e r  Po s t- 20 JO 75 ' 6 4 92 70 1 1 5  80 und Te l c r, ra p h e nd i re k t i o n e n  

. 

b e i  s on s t i g e n  E i n ri c h tu ng e n 4 ) 1  4 6  5 1 9 5 3  1 8  1 0 ...,... - -=-= _ ... = == . :a:===== - . 

SUMME 1 1 0 1 99 65 1 6 34 2 6 2  4 1 7 372 2 2 5  

... -. .  -• .. . . . 

Anl ege 2 

Sticht ag i  3 1 . 8 . 1 98 3  

W 

282 

1 80 

26 1 

-

-
--

-

2 2 )  

4 0  

8 

2 5 5 

24 5 

259 -

SUMMf 

4 26 

1 1 6 1  

797 - - -
8 0  

_. 

� -- -
7 -

2 34 
-_ . .  

4 4  -
6 

5 90 -
7 9 1  

4 8 1  
. -

.,. 

9 , 2 

2 5 , 1  

1 7 , 2  -- .. -' -
1 , 7 

0 , 09 

0 , 1 5  

5 , 1  

0 , 9  

0 , 1 7 

12, 8 

1 7, 1 

10, 4 
r-

1 75 3, _��.!l.1l_ . _ 
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Anlage 3 

Nach Geburt sjahr�än�en der Antra�steller auf�e�lie dert e s  Verz eich-

nis der Zivildienstanträ�el der Statt�ebunsen sowie der Antrassteller 

�it bere it s �e le istetem Grundwehrdienst � Zahlenmat erial wurde vom 

Bunde smini st erium für Lande svert e i digung  zur Verfügung ge stellt) : 

1 ) Anzahl der Antragst eller nach § 5 Abs . 1 ZDG : 

1 98 1 1 982 1 • Halbjahr 1 98 3  
- -

Geb . Jg .  Anträge Geb . Jg .  Anträge Geb . Jg .  Anträge 

1 939 1 1 938 1 1 938 1 

1 940 2 1 939 4 1 94 1  2 

1 94 1  1 1 940 3 1 948 3 

1 942 2 1 94 1  1 1 94 9  3 

1 943  2 1 944 1 1 950 4 

1 944 4 1 946 3 1 95 1  6 

1 94 5  3 1 947 8 1 95 2  1 8 

1 946 2 1 948 1 3 1 95 3  1 8 

1 947 1 4 1 94 9  1 3 1 954 1 1  

1 948 1 6  1 950  1 6  1 95 5  1 00 

1 94 9  1 9  1 95 1  2 5  1 956 58 

1 950 1 1  1 95 2  36 1 957 76 

1 95 1  1 8  1 95 3  47 1 958 1 1 7 

1 952  34 1 954 1 24 1 95 9  1 1 4 

1 95 3  1 26 1 95 5  88 1 960 1 08 

1 954 86 1 956 1 0 1  1 96 1  1 1 0 

1 95 5  1 00 1 957 1 4 1 1 962  1 49  

1 956 1 02 1 958 1 6 5 1 96 3  300 

1 957 1 60 1 95 9  1 6 1  1 964 5 2 5  

1 958 1 64 1 960 1 7 5 1 96 5  37 3 

1 95 9  1 74 1 96 1  2 3 9  1 966 4 

1 960 242 1 96 2  5 1 6  

1 96 1  5 33 1 963  880 

1 962 939 1 964 1 278 

1 96 3  1 258 1 96 5  1 4 

1 964 1 

��l� 1��� 2 1 00 
- - -
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2 )  Von den unter Punkt 1 genannten Antragst e llern hatten vor Ein­
bringung ihre s Antrage s bereit s den Grundwehrdienst geleistet : 

1 98 1 

Geb. Jg .  

1 939 

1 940 

1 94 1  

1 942 

1 94 3  

1 944 

1 94 5  

1 946 

1 947 
1 948 

1 94 9  

1 95 1 

1 952 

1 95 3  

1 954 

1 95 5  

1 956 

1 957 

1 958 

1 95 9  

1 960 

1 96 1  

1 96 2  

Anträge 

2 

4 

1 

2 

1 

1 

2 

3 

2 

2 

5 

5 

8 
1 6  

1 5  

2 4  

2 1  

1 9  

1 8 

1 7 

1 1  

1 3  

7 

��� 

1 982 

Geb . Jg .  

1 938 

1 939 

1 940 

1 94 1  

1 944 
1 946 

1 947 
1 948 

1 94 9  

1 950 

1 95 1 

1 952 

1 953  
1 954 

1 95 5  

1 956  

1 957 
1 958 

1 959 

1 960 

1 96 1  

1 962 

1 96 3  

1 .  Halbjahr 1 98 3  

Anträge Geb . Jg .  

1 
4 

2 

1 

1 

3 

5 

5 
1 

4 

4 
9 

26 

1 5 
1 1 

22  

1 6  

1 3 

1 8 

1 4 

1 4  

9 

5 

��� 

1 938 

1 94 1  

1 94 5  

1 946  

1 950 

1 95 1  

1 952 

1 95 3  

1 954 

1 95 5  

1 956 

1 957 
1 958 

1 95 9  

1 96 0  

1 96 1  

1 962  

1 96 3  

1 964 

Anträge 

1 

3 
1 

1 

1 

3 

1 2  

5 

5 

7 

1 2  

8 
9 

1 0  

1 5 

7 

5 

9 

3 

3 ) Von den unt er Punkt 1 genannt en Antragstellern wurden von der 

ZDK/ZDOK tat sächlic h von der Wehrpflicht befreit : 

1 98 1 

Geb . Jg.  

1 93 9  

Be freiungen 
1 

1 982 

Geb. Jg 

1 938 

Befreiungen 
1 

1 .  Halbjahr 1 983 

Geb . Jg.  

1 938 

Befreiungen 
1 
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1 94 1  1 1 93 9  3 1 94 1  1 
1 942  1 1 940 1 1 95 2 3 
1 943 2 1 94 1  1 1 95 3  1 
1 944 2 1 946 2 1 954 2 
1 94 5  2 1 947 " 1 95 5  2 -' 

1 946 1 1 948 3 1 956 2 
1 947 2 1 950 3 1 957 2 
1 948 4 1 95 1  4 1 958 5 
1 94 9  5 1 95 2 8 1 9 59 5 
1 95 1 4 1 95 3  1 8 1 960  4 
1 952 7 1 954 1 2  1 96 1  3 
1 95 3 1 1  1 95 5  8 1 96 3  2 
1 954 1 1  1 956 1 5 
1 95 5  1 8 1 957 1 1 
1 956 1 6  1 958  1 3 
1 957 1 3  1 95 9 1 4 
1 958  1 5 1 960 1 2  
1 959  1 2  1 96 1  1 3  
1 960  8 1 962  8 
1 96 1  1 1  1 963  5 
1 952 4 

121 l�§ .13 
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Anl age 4 

Gliederung der Zivildienstwe rber im Ze itraum 197 5  b i s  1982 anhand 
der vom Bunde sministerium für Lande svert e idigung zur Verfügung ge­
stellten Daten : 

1 )  Nach Berufs zugehörigke it bzw . Berufsvorbereitung: 

a)  

b )  

c )  

d )  

Gewerbliche Berufe • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

Schüler AHS • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

Schüler HTL • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

Schüler HAK • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • 

e )  Schüler päd .A • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

f )  Studente n  • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

g)  Lehrer • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

h )  ohne Beruf • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • 

i )  s onstige Berufe • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

2)  Nach Religi ons zugehörigkeit : 

a)  

b )  

Katholi sch 

Evangelisch 

• • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

• • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

c )  Konfe ssionsl os • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

d)  Zeugen Jehovas • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

e )  7 .  Tags-Adventisten • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

f )  Sonstige • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • 

Anmerkung: 

29 , 5 2 

2 1 , 58 

9 , 1 5  

3 , 6 3  

0 , 84 

1 0 , 49 

1 , 08 

2 , 67 

2 1 , 04 

87 , 65 

6 , 1 4  

2 , 32 

1 , 98 

0 , 49 

1 , 4 2  

Die angegebenen Prozent sätze sind Durchschnittssät ze der Jahre 
1 97 5- 1 982 . 

% 
% 
% 
% 
% 
% 
% 
% 
% 

% 
% 
% 
% 
% 
% 
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Anlage 5 

Stande sverzeichni s über Zivil dienstpfl ichtige für den Beri chts­

zeitraum: 

Stand 1 . 1 . 1 980 • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  1 1 . 277 

Zugang 1980 : Anerkennung durch die Zivildienstkommiss ion 3 . 1 88 

1 4 .465 

Abgang 1980 : Widerruf der Anerkennung durch die 
Zivildienstkommi ssi on :  
Tode sfälle 

Stand 31 . 1 2 . 1980 : 

1 3  

1 4  

1 4 .4 38 

Zugang 1 98 1 : Anerkennung durch die Zivildi enstkommission 2 .826 

Abgang 1 9 8 1 : Wide rruf von Anerkennungen 
T ode sfälle 

Stand 31 . 1 2 . 198 1 : 

1 7 . 264 

1 4  

5 

1 9  

1 7  . 245  

Zugang 1 98 2 :  Anerkennung durch die Zivildienstkommission 2 .909 

Anerkennung durch die Zivildi enstoberkom-
mission 80 

Abgang 198 2 :  Widerrufe von Anerkennungen gemäß § 53. ZDG 

�and 31 . 1 2 . 1 98 2 :  

Zugang 1 983 (bis 31 .8 . 1 983) : 

Abgang 1 983: 

Anerkennung durch die Zivildienstkommis­
sion 
Anerkennung durch die Zivildienst ober­
kommission 

Widerrufe von Anerkennungen gemäß 
§ 5a zoo. 

Stand 31 . 8 . 1 983: 

20 . 234 

22 

20 . 2 1 2 

1 .795 

105 

2 2 . 1 1 2  

35 

22 .077 
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Anl ege 6 

Stichtag: 3 1 .8 . 1 98 3  

Ubereioht Ub e r  di e zshl enm K B 1 g e  Zuwt1.ung von Z1v11d1tnltpfl1oh\1gen ( geordne ' naoh !und ee­
l än d . rn und Zuwe1 lunge t t rm1ntn ) 

U u n d e e  G e ll om t - 1 . 4 .  1 . 6 1 ', 1 0  2 . 2 .  1 . 1 0 .  1 . 6 .  1 . 2 2 . 1 0  1 . 6 .  1 . 2 1 . 1 0  1 . 6 .  1 . 2 .  1 . 1 0 1 . 6 .  . 
1 9 80 1 9 8 1  1 9 8 2  1 982 1 9 0 3  i L and z ahl 1 9 1 5  1 9 7 5  1 9 7 5  1 9 7 6  1 9 7 6  1 9 7 1  1 918 1 9 78 1 9 7 9  1 9 80 

B 29 3 - - 7 1 0 2 2  1 4  1 1  1 }  1 )  3 0  3 2  21 �O 54 26 

K 6?1 2 - 1 9  1 1  ' 7 3 5  ) 7  4 1  4 2  6 2  7 2  63 70 71 59 

11 2 71 5 5 - 28 5 2  1 6 9 1 02 1 1 9  1 5 1  1 84 2 6 3  2 9 7  3 52 341 404 ;>411 

0 2 991 4 - ' 0  4 7  1 07 1 1 8 1 4 1  1 9 5 2 1 2  2 4 9  3 00 350 39 :" 4 � 1  11 1 /, 

S 823 1 - 1 6  } O  • •  " 3 4 5 4  47 60 90 81 1 0 t> 1 �1 1 06 

fi t  1 295 1 0  - 2 2  4 1  1 07 6 7  5 7, 7 0  76 1 02 1 28 1 48 1 52 1 74 1 39 . 
T 1 2 4 3  - .. 1 5 1 7  , .  4 4  7 2  8 7  7 9 1 27 1 3 . 1 28 1 87 1 06 1 � 3 

V 904 - - 20 1 1  . 2 6 :53 6 4  4 4  6 7  7 9  9 ' 97 1 1 2  1 27 1 31 
W 5 0ca . 3  5 1 1 7 1 1 4 2 0 5  2 9 }  287 3 5 1 4 1 9  4 2 4  4 9 2  505 . 577 647 5A1 

1 5  945 I 6 5  5 274 " ,  75 1 7 ' 7  8 2 2  1 00(, 1 1 4 1  1 39 6  1 6'6 1 751 1 97� 221 5 1 13�7 
. 

1 0  8 1 1 

I 
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Zivildienstpflichtige, die noch keinen Zivildienst ge­
leistet haben : 

Stand an Zivildienstpflichtigen ( Stichtag : 3 1 .8 . 1 98 3 ) 

Bis zum 3 1 .8 . 1 983 zum ordentlichen Zivildienst 
zugewiesene Zivildienstpflichtige • • • • • • • • • • • • • •  1 5 . 945 

Zivildienstpflichtige, die fUr den Termin 1 . 2. 1 984 
derzeit fix fUr eine Zuweisung vorgesehen sind . 1 .484 

Zivildienstpflichtige ,  die fUr eine Zuweisung 
für 1 . 2 . 1 984 derzeit in Bearbeitung stehen • • • • •  40 

Zivildienstpflichtige, die analog der Regelung 
für Wehrpflichtige einen verkürzten ordentlichen 
Zivildienst zu leisten haben • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  50 

Zivildienstpflichtige , denen Befreiung von der 
Verpflichtung (§ 13 ZDG) oder Aufschub vom An­
tritt de s ordentlichen Zivildienstes ( § 1 4  ZDG) 
gewährt worden ist • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

Zeugen Jeh�vas, die zum größten Teil ( 996 ) auf 
Grund der Ubergangsbestimwrngen ( § 7 3  ZDG ) und 
zum geringsten Teil ( 3 ) durch Anerkennung durch 
die Zivildienstkommission zivildienstpflichtig 
geworden sind und sich beharrlich weigern, Wehr­
oder Zivildienst zu leisten, soweit die se das 
35 . Lebensjahr ( Altersgrenze fUr ordentlichen 
Zivildienst) noch nicht erreicht haben • • • • • • • • •  

Zivildienstpflichtige, die ihren dauernden Wohn­
sitz in das Ausland verlegt haben • • • • • • • • • • • • • •  

Zivildienstpflichtige, die unbekannten Aufent-
haltes sind • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

Zivildienstpflichtige ,  die die Altersgrenze zur 
Leistung de s ordentlichen Zivilidienstes  vor Zu­
weisung überschritten haben, inklusive der Zeu-
gen Jehovas • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

Zivildienstpflichtige, die vor Leistung des or­
dentlichen Zivildienstes untauglich wurden • • • • •  

Zivildienstpflichtige, die zum Stichtag vorüber­
gehend untauglich gewesen sind • • • • • • • • • • • • • • • • •  

Verbleibende Zivildienstpflichtige, deren Akte 
derzeit wegen anderweitiger Bearbeitung noch 
nicht zur Zuweisung zur Verfügung stehen • • • • • • •  

2 . 277 

409 

1 92 

1 4  

1 . 1 28 

7 5  

1 8  

2 1 . 6 32 

.\:U. 3.ge 7 

2 2 . 077 

-2 1 . 6 32 

445 -----------
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Anl age c 

Pbersicht über allfällige Änderungen de s Zivil­
dienstgesetzes : 

1 )  § 

§ 2)  

3) § 

5 Abs . 1 ZDG • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

5 Abs . 3 ZDG • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • 

5 Abs . 6 ZDG • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • 

4 ) § 6 Abs . 1 ZDG • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

5 ) § 6 Abs . 4 ZDG • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

6) § 6 Abs . 7 ZDG • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

7 )  § 9 Abs . 3 ZDG l e t zter Satz • • • • • • • • • • • • 

8 )  § 1 3a ZDG • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

9 )  § 1 8a Abs . 2 ZDG • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

1 0 ) § 23  ZDG • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

1 1 )  § 3 1  ZDG • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • 

1 2 ) Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen 
für die Übe rtragung von Aufgaben de s Bun­

de sministeriums für Innere s an geeignete 

Seite 

1 3 , 1 4  

1 3  

1 3  

1 4  

1 4  

1 4  

24 

24 

24 

29 

29 , 30 

Trägerorganisationen • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  3 2  

1 3) Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen 
für die Institutionalisierung von "Regio-
nalbetreuern" • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  3 8  
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11 )  Bericht zu den einz e lnen Abschnitten de s Zivildienstge­

setze s : 

A) Zu Abschnitt I - Allgemeine Grundsätze  ( §§  1 -4 ) : 

1 )  Erfahrungen in die sem Bereich 
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2 )  Vorschläge für allfällige Änderungen des  Zivildienst-
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B)  Zu Abschnitt 11 - Befreiung von der Wehrpflicht und 

Widerruf der Be freiung ( § §  5 ,  5a und 6 ) : 

1 )  Erfahrungen in die sem Bereich 

a)  Antragsrecht - Auswirkungen der durch die ZDG-
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b )  Auslegungsprobleme hinsichtlich de s Antragsre�h-
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Grundwehrdienste s  • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • 9 

d )  Vereinheitlichung von Fri sten • • • • • • • • • • • • • • • • • •  1 1  
e )  Widerruf der Befreiung von der Wehrpflicht • • • • •  1 1  
f )  Mitteilung von Ent scheidungen der Zivildi enst­

kommissi on/Zivildienstoberkommission an di e Mili-

tärkommanden • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • 1 2  
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Seite 
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c )  Zu Abschnitt 111 - ordentlicher Zivildienst ( §§  7-20 ) :  

1 )  Erfahrungen in die sem Bereich 

a )  Einsatz von Zivildienstpflichtigen im ordentli-

c hen Zivildienst • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • 1 4  
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D )  Zu Abschnitt IV - außerordentlicher Zivildienst ( § §  2 1  

und 2 1 a ) :  
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den • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  2 9  
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dienst oberkommi ssion ( § § 43-54 ) :  

1 ) Erfahrungen in die s em Bereich 

a) Tät igkeit der Zivildi enstkommission • • • • • • • • • • • • 

Seite  

32 

b )  Tät igke it der Zivildi enstoberkommission • • • • • • • •  34 

c )  Beschlußfähigkeit der Senate • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  36 

d )  Sitzungsgebühren für Be is itzer • • • • • • • • • • • • • • • • •  36 

2 )  Vorschläge für allfällige Änderungen des Zivildienst-

gesetzes in di e sem Bereich • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  37 

H )  Zu Abschnitt VIII  - Behördliche Überwachung ( §§ 5 5-56 ) :  

1 ) Erfahrungen in die sem Bereich • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  37 

2 ) Vorschläge für allfällige Änderungen des Zivildienst-

ge setzes  in diesem Bereich • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  38 

I ) Zu Abschnitt IX - Finanzielle Gebarung des Bundes ( §  57 ) 

1 )  Erfahrungen in die sem Bereich • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  38 

2 )  Vorschläge für allfällige Änderungen de s Zivildienst-

ge setzes  in die sem Bereich • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  3 9  

J )  Zu Abschnitt X - Strafbestimmungen ( § § 58-70 ) : 

1 )  Erfahrungen in diesem Bereich • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  3 9  

2 )  Vorschläge für allfällige Änderungen des Zivildienst-

ge setzes in diesem Bereich • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  3 9  

K )  Legist i sche Maßnahmen und generelle Weisungen im Bereich 

der Zivildi enstverwaltung : 

1 )  Novellen und Verordnungen zum Zivildienstgesetz • • •  40 
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S e i t e  

2 )  W i e d e rverl aut barung de s Zivildi e ns t ge s e t ze s  • • • • • • •  4 0  

3 )  Durchführungsb e s t i mmungen zum Zivildie nst ge s e t z  • • •  4 1  

Anlagen l aut Anl age nverze i c hni s 
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